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Vorwort 
 

 
Liebe Leserinnen und Leser, 

wir freuen uns, Ihnen wieder einen Überblick über die Arbeit der Wohnungslosenhilfe im vergangenen 
Jahr im Bereich Hannover vorlegen zu können.  

Die vielfältigen Leistungen (von der niedrig-
schwelligen Ansprache des Klientels bis hin zur 
langfristigen Begleitung und Unterstützung in 
ihrer Wohnung) wurden von den Mitarbeitenden 
der ZBS in der gewohnten Qualität erbracht: 
Grundversorgung wurde gesichert, Hilfen vor 
Ort unbürokratisch gewährt und Erreichtes 
nachhaltig gesichert. Insgesamt wurden in 
diesem Jahr über 3.700 Personen versorgt, 
betreut und beraten.  

Diese hohe Anzahl von Hilfesuchenden konnte 
nur durch systematisches Vorgehen und durch 
strukturierte Hilfeprozesse bewältigt werden. 
Gute Kooperationen mit allen örtlichen Partnern 
ist ebenso Voraussetzung dafür wie eine ver-
lässliche finanzielle Grundlage.  

Deshalb sei an dieser Stelle allen unser Dank 
für die Zusammenarbeit im Sinne der Ziele der 
Hilfe für das Klientel ausgesprochen. Dank 
allen, die uns finanzielle Unterstützung gegeben 
haben, sei es aufgrund von Vereinbarungen 
oder auf freiwilliger Basis.  

Dazu gehören 

�� das Land Niedersachsen,  

�� die Städte Hannover, Hildesheim und Wunstorf,  

�� die Landkreise Nienburg, Holzminden und die Region Hannover,  

�� das JobCenter der Region Hannover, 

�� kirchliche Stellen wie das Landeskirchenamt Hannover, das Diakonische Werk Landesverband 
und der Stadtkirchenverband Hannover,  

�� der Förderkreis Wunstorf,  

�� und die vielen Spenderinnen und Spender aus unserem Einzugsbereich.  

Besonders die Letztgenannten sollen hier hervorgehoben werden, denn viele Aktivitäten, Projekte und 
Unternehmungen sind nur durch diese privaten Zuwendungen möglich geworden. Herzlichen Dank für 
Ihre Unterstützung.  

 

 

Gottfried Schöne 

Leiter der ZBS 
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2. Einige Gedanken vorweg 
Im Jahr 2 nach Hartz IV ist in der Beratung wohnungsloser Frauen und Männer so manches Alltag 
geworden: Pauschalierung der Beihilfen, 16-seitige Antragsformulare, schwierige Erreichbarkeit der 
Paps und Fallmanager, 1-Euro-Jobs. Aber „Alltag geworden“ heißt nicht problemlos geworden. Man-
ches ist nach wie vor unklar: Da sind die Miethöhen, die immer wieder zu Ausgrenzungen auf dem 
Wohnungsmarkt führen, bei der Gewährungspraxis kann von Einheitlichkeit nicht die Rede sein und 
die Kooperation mit einigen Jobcentern oder der Agentur für Arbeit ist, schon allein wegen der Perso-
nalsituation dort, nicht immer zufrieden stellend. Mit den Gesetzesänderungen haben sich die Aus-
grenzungsprozesse geändert und damit auch die Erfordernisse in der Hilfegewährung. Der Bericht 
wird Ihnen Einblicke in diese Probleme geben.  

2006 war das letzte Jahr der pauschalen Finanzierung/Zuwendungen in fast allen Bereichen der ZBS. 
Damit haben die Regelungen aus dem Sozialgesetzbuch, nach denen zwischen Hilfeanbieter und 
Kostenträgern Vereinbarungen über Leistungen und Entgelte abgeschlossen werden sollen, umfas-
send Eingang in die Praxis gefunden. Zum Teil waren dies schwierige Übergänge, wie besonders die 
Gespräche über den Kontaktladen „Mecki“, die ihren Abschluss im Dezember gefunden haben, zeig-
ten. Damit ist die Arbeit zunächst gesichert, leider nicht in allen Teilen den Erfordernissen der Praxis 
entsprechend. Auch landeseinheitliche Mustervereinbarungen bereiten Schwierigkeiten, weil auf die 
besonderen Probleme der Großstadt nicht ausreichend Rücksicht genommen wird; dies gilt besonders 
für die Bereiche der Grundversorgung und Erreichbarkeit des Klientels.  

Zwei Jubiläen konnten wir im vergangenen Jahr feier n:  

Der Förderkreis Wunstorf konnte auf 10 Jahre erfolgreiche Lobbyarbeit für Wohnungslose, ehrenamt-
liches Engagement im Tagestreffpunkt Wunstorf und finanzielle Förderung zurückblicken. Ein erfolg- 
und segensreicher Einsatz Wunstorfer Bürgerinnen und Bürger, der nicht genug gelobt werden kann.  

Ebenfalls 10 Jahre besteht der „Runde Tisch Obdachlosigkeit“ in Hameln; durch verlässliche und re-
gelmäßige Aktivitäten (u.a. das Obdachlosenfrühstück) hat er die Arbeit der Ambulanten Hilfe unter-
stützt, die im gleichen Jahr ihr 20-jähriges Jubiläum feiern konnte. Wie beide Anlässe gemeinsam be-
gangen wurden, finden Sie im Bericht der Ambulanten Hilfe Hameln. Dass diese gemeinsame Aktivität 
noch einmal Anstoß gegeben hat, neue Ansätze der Hilfe in Hameln zu bedenken und welche Folgen 
das hatte, können wir sicherlich in nächsten Jahr berichten.  

Wir hoffen, Sie mit diesen wenigen Beispielen auf die folgenden Seiten neugierig gemacht zu haben. 
Sie werden außerdem Hinweise auf viele interne Entwicklungen finden.  

Wir wünschen Ihnen gute Einblicke in unsere Tätigkeiten! 
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3. Ambulante Hilfe Hannover 
Auf den folgenden Seiten finden Sie die Jahresberichte der Ambulanten Hilfe Hannover. Dies sind 
sieben miteinander vernetzte Einrichtungen, die jeweils unterschiedliche Schwerpunkte innerhalb der 
Wohnungslosenhilfe einnehmen: 

- Tagestreffpunkt “DüK“ 

- Kontaktladen „Mecki“ 

- Beratungsstelle Hagenstraße 

- Soziale Schuldnerberatungsstelle 

- Krankenwohnung „Die KurVe“ 

- Zusätzliche Ambulante Hilfe/Mieterbetreuung 

- Ökumenische Essenausgabe 

Das Jahr 2006 war für die Ambulante Hilfe Hannover geprägt von Veränderungen auf mehreren Ebe-
nen. Was die Finanzierung betrifft, war es seitens des Landes Niedersachsen das letzte pauschal fi-
nanzierte Jahr für die Beratungsstelle Hagenstraße und die zusätzliche Ambulante Hife / Mieter-
betreuung. Die Abrechnung erfolgt seit 1.1.07 nur noch auf Basis von Einzelfallanerkenntnissen für 
sogenannte Nichtsesshafte. Trotz erheblicher finanzieller Einbußen ist es bislang gelungen den über-
wiegenden Teil der vorhandenen Stellen zu sichern. Der Wegfall einer halben Stelle in der zusätzli-
chen Ambulanten Hilfe/Mieterbetreuung hat allerdings zu erheblicher Arbeitsverdichtung geführt.  

Die Unsicherheiten in der Landesfinanzierung haben auch den Kontaktladen im Jahr 2006 massiv be-
schäftigt. Zähe Verhandlungen haben Ende des Jahres zumindest für einen der drei Arbeitsbereiche 
Klarheit geschaffen. Der Kontaktladen wird ab dem 1.1.07 als Tagestreffpunkt eingestuft und be-
kommt Straßensozialarbeit nicht weiter finanziert. Dies ist mit massiven Einschnitten für die bisherige 
Arbeit verbunden. Die Finanzierung der gesundheitlichen Versorgung im Kontaktladen konnte bis En-
de des Jahres nicht abschließend geklärt werden. Nachdem das Land sich hier aus der Finanzierung 
zurückgezogen hat, sind Verhandlungen mit den Krankenkassen aufgenommen worden. 

Natürlich haben auch im Jahr 2006 die Veränderungen in der Sozialgesetzgebung, die Anfang 2005 
wirksam wurden, die Einrichtungen stark beschäftigt. In diesem Bereich ist einiges Erfreuliche zu be-
richten. Es sind neue Kooperationsbeziehungen entstanden und im Bereich Hannover hat sich glückli-
cherweise nach einem chaotischen Vorjahr einiges beruhigt. Nachdem sich zunächst herausstellte, 
dass die neue Gesetzgebung den Bereich der Wohnungslosen wenig bis gar nicht berücksichtigt hat-
te, konnte im laufenden Jahr an vielen Stellen (wie z. B. Tagessatzauszahlungen) in der Praxis Klar-
heit geschaffen werden. Die Kooperation mit dem (in den meisten Fällen zuständigen) JobCenter 
Freundallee ist als positiv zu bezeichnen. 

Auffällig ist jedoch, dass es an vielen Stellen kein einheitliches Vorgehen der verschiedenen JobCen-
ter gibt. Um hier mehr Gerechtigkeit und Transparenz zu schaffen, ist perspektivisch für das Jahr 2007 
geplant eine Kooperationsvereinbarung zu erarbeiten, die die gesamte Region Hannover einbezieht. 
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3.1 Tagestreffpunkt „DüK“ 

Der Tagestreffpunkt „DüK“ ist eine Ein-
richtung für wohnungslose Männer und 
Frauen. Die Zielsetzung und der Personen-
kreis ergeben sich aus den §§ 67 ff SGB 
XII. Im Tagestreffpunkt können die Be-
sucher/innen ein breit gefächertes Angebot 
nutzen. Er bietet ihnen eine Schutz- und 
Rückzugsmöglichkeit und die Chance zum 
Gespräch mit anderen betroffenen Men-
schen. Weiterer wichtiger Bestandteil der 
Arbeit ist die Sicherung der Grundversor-
gung durch das Bereithalten von Kochmög-
lichkeiten, Duschen, Waschmaschinen, 
Schließfächern und einem gut ausge-
statteten Bürobereich. 

Freizeitaktivitäten werden ebenfalls ange-
boten. Durch Beratung, Vermittlung und 
Begleitung wird ein (erneuter) Zugang zum Hilfesystem möglich. An dieser Stelle wird sehr eng mit 
den anderen Einrichtungen der Zentralen Beratungsstelle und verschiedenen externen Hilfeanbietern 
zusammengearbeitet. 

In der täglichen Arbeit sind die Grundprinzipien Freiwilligkeit, Anonymität und Transparenz sehr wich-
tig. Diese Grundhaltung eröffnet einen vertrauensvollen und guten Kontakt zu den Besuchern. Ge-
prägt durch schlechte Erfahrungen haben die Betroffenen gerade in diesem Bereich große Schwierig-
keiten. Ihr Alltag ist oft bestimmt von Einsamkeit und dem Unvermögen, einen positiven Kontakt zur 
Umwelt aufzunehmen und zu halten. Der zunächst ungezwungene Rahmen im Tagestreffpunkt er-
leichtert die Kontaktaufnahme. Angebote im Tagestreff sind daher auf freiwilliger Basis. Transparenz 
im Hinblick auf die Zielsetzung der Hilfeangebote ist gegeben um eine freiwillige Entscheidung sicher-
zustellen. Freiwilligkeit setzt Entscheidungsfähigkeit voraus. Entscheiden kann man sich für eine Sa-
che nur, wenn man weiß, worum es geht und was einen erwartet. 

Im Berichtsjahr bekamen die Tagestreffpunkte Niedersachsens im Rahmen der Leistungsvereinba-
rung mit den Kostenträgern den Auftrag, neben den allgemeinen Besucherzahlen, auch persönliche 
Daten wie Vor- und Zunamen sowie das Geburtsdatum aller Besucher/innen des Tagestreffpunktes zu 
erfassen. Mit dieser Statistikform kann von Freiwilligkeit, Transparenz und insbesondere von Anonymi-
tät nicht mehr die Rede sein. Derartige Erhebungen zerstören den Grundgedanken offener Treff-
punktarbeit. Die Besucher/innen werden zur Preisgabe ihrer persönlichen Daten gezwungen, um den 
Erhalt der Einrichtung sicherzustellen. Sie können nicht ausreichend nachvollziehen, was mit ihren 
Daten geschieht und wer Zugriff hat. Dies schürt Misstrauen und trägt zu vielen Diskussionen bei. Die 
Erfahrungen zeigen, dass eine weitere Fortführung dieser Erhebungsform äußerst problematisch ist. 
Es besteht die Gefahr, dass so für viele Betroffene der Zugang zum Hilfesystem erschwert wird. 

Statistik 
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Die Sozialarbeiterinnen im Tagestreffpunkt 
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Der oben genannte Sachverhalt hat Schwierigkeiten in der statistischen Erhebung zur Folge. Viele 
Besucher/innen weigern sich, ihre persönlichen Daten anzugeben. Oft sind die Betroffenen erst nach 
längerem Kontakt bereit, ihre Lebenssituation zu schildern. Eine sofortige Aufnahme aller persönli-
chen Daten kommt für viele einer Vertreibung gleich. Befindet sich ein Besucher gerade in einer aku-
ten Krisensituation, erscheint die Erhebung häufig nicht angemessen. Gleiches gilt für Personen mit 
einer starken psychischen Erkrankung. Wartet man auf einen passenden Moment, ist der Besucher 
oftmals schon gegangen. Bei vielen Klient/innen und einem hohen Arbeitsaufkommen fehlt manchmal 
die Zeit zur statistischen Erhebung. Überhaupt steht der für die Erfassung der Daten erforderliche 
Zeitaufwand in keinem Verhältnis zu dem Nutzen. 

Ziele 2006 

Sozialarbeit im offenen Treffpunktsbereich setzt einen sehr engen Kontakt zur Klientel voraus. Bei ei-
ner Öffnungszeit von fünf Stunden täglich und einer hohen Besucherzahl kommt es schnell zu Stress 
und einer starken Arbeitsbelastung. Das Ziel, in Anbetracht dieser Umstände ein halbwegs entspann-
tes Arbeitsklima zu schaffen, ist in Teilbereichen gelungen. Es wurde intensiv über Verbesserungs-
möglichkeiten und Handlungsstrategien diskutiert. Gewaltprävention stand hierbei im Vordergrund. In 
mehreren Supervisionssitzungen wurde der Kontakt zu gewaltbereiten Besuchern bearbeitet. Außer-
dem hat das gesamte Team an einem Deeskalationstraining teilgenommen. Räumliche Veränderun-
gen - wie die Verschönerung des Aufenthaltsbereichs - haben ebenfalls zu einer entspannteren Atmo-
sphäre beigetragen. Die erhöhte Arbeitsbelastung durch Zigarettenqualm und Lautstärke konnte leider 
nur mit herkömmlichen Mitteln reduziert werden. Belüfter älteren Datums sind zwar vorhanden, zeigen 
aber wenig Erfolg. Derzeitig fehlen die finanziellen Mittel, ein neues Belüftungssystem zu installieren. 
Auch der Lärm lässt sich nur zeitweise reduzieren.  

Die Vereinfachung der Büroorganisation führte außerdem zu einer Arbeitsentlastung. Das gesamte 
Ablagensystem wurde erneuert, die Kassenanzahl verringert, Vergabesysteme vereinfacht und Ad-
ressenlisten aktualisiert. Eine Reduzierung von Handlungsabläufen war die Folge. Dies wirkte sich im 
täglichen Kontakt mit den Besucher/innen positiv aus.  

Im Berichtsjahr wurde außerdem das Ziel verfolgt, die Klient/innen in Fragen der finanziellen Grundsi-
cherung zu informieren. Auch sollten die Veränderungen im Hilfesystem vermittelt werden. Das Team 
besuchte in diesem Zusammenhang eine Fortbildung zum Thema SGB II und SGB XII. Durch 
Informationsgespräche, Aushänge und Schaubilder wurden sicherlich Wissenslücken einzelner Besu-
cher/innen geschlossen. Trotzdem besteht weiterhin eine große Unsicherheit über Anspruchsvoraus-
setzungen. Ohnehin erhielten die Besucher/innen selten persönliche Auskünfte, weil die Mitarbei-
ter/innen in den einzelnen JobCentern oft weder telefonisch noch persönlich ansprechbar oder er-
reichbar waren.  

Besonderheiten im Berichtsjahr 

Stellenbesetzung 

Zum 01.01.06 wurde der Personalschlüssel im Tagestreffpunkt DüK auf zwei Stellen reduziert. Das 
Arbeiten gestaltet sich seitdem sehr schwierig. Anfallende Überstunden bei steigendem Arbeitsauf-
kommen sind die Folge. Zudem hat die neue Kollegin nur einen befristeten Vertrag. Hierdurch ist in 
Teilbereichen eine inhaltliche und konzeptionelle Planung nur zeitlich begrenzt möglich.  

Hospitationen 

Im Berichtsjahr wurde wieder vielen Sozialpädagogikstudent/innen der Einblick in unsere Arbeit er-
möglicht. Sie konnten im Tagestreffpunkt ein Praktikum absolvieren oder hospitieren. Auch anderen 
Personengruppen wurde die Lebenssituation wohnungsloser Bürger nahe gebracht. Hierzu gehörten 
angehende Polizist/innen der Fachhochschule Hildesheim, eine Kindergartengruppe, eine Konfirman-
dengruppe und Krankenschwestern in der Ausbildung.  

Freizeitaktionen  

Im Jahr 2006 wurden wieder viele Freizeitaktivitäten angeboten. Eine sinnvolle Freizeitgestaltung ist 
für die Besucher/innen sehr wichtig. Sie macht Mut, sich mit Neuem und Anderem zu beschäftigen. 
Die Betroffenen erkennen, dass es neben ihrer Lebenssituation und ihrem Alltag noch etwas anderes 
gibt. Außerdem kommen bereits vergessene eigene Fähigkeiten bei einzelnen Aktionen zum Tragen. 
Das Selbstvertrauen wird hierdurch gestärkt. In der heutigen Zeit werden Freizeitangebote immer 
kostspieliger. Für finanziell benachteiligte Bevölkerungsschichten ist es daher schwierig, sich am ge-
sellschaftlichen Geschehen zu beteiligen.  

Ein Teil der Freizeitaktivitäten sind auf hilfreiche Spenden zurückzuführen.  
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So konnte mit den Besucher/innen die Benefizveranstal-
tung des Zirkus´ Flic-Flac besucht werden. Großes Er-
staunen und Faszination gab es über die gezeigten artisti-
schen Leistungen. Freikarten gab es ebenfalls für das Eis-
hockey-Spiel der Oberliga: Hannover Indians vs. Heilbron-
ner Falken und für das Bundesligaspiel der Hannover 
Scorpions vs. Kölner Haie, sowie für ein Fußballspiel in 
der AWD Arena. Viele der Besucher/innen waren von der 
Stimmung im Stadion sehr begeistert. Diese hat u. a. zu 
einem positiven Gruppengefühl beigetragen.  

Zudem wurde das DüK freundlicherweise in den Winter-
Zoo in Hannover eingeladen. Einigen Besucher/innen 
wurde bewusst, dass sie seit Jahren nicht mehr im Zoo 
waren. Weitere Freizeitaktionen im Berichtsjahr waren der 
Besuch des Wisentgeheges, kleinere Grillausflüge, Tisch-
tennisturniere, eine Fußballgruppe und Kinobesuche. Das 
jährliche Weihnachtsfest und eine Halloweenparty konnten 
mit tatkräftiger Unterstützung der Klient/innen erfolgreich 
vorbereitet werden. Auf der Halloweenparty gab es eine 
sehr gute Theaterdarbietung eines Besuchers.  

An dieser Stelle nochmals allen Spenderinnen und Spendern ganz herzlichen Dank für ihre großzügi-
ge Unterstützung! 

Ziele für das Jahr 2007 

Im folgenden Berichtsjahr soll das Thema „gewaltbereite Besucher und Sicherheit am Arbeitsplatz“ 
erneut aufgenommen und intensiviert werden. Es soll Kontakt aufgenommen werden, zu Ansprech-
partner/innen und Hilfeanbietern, die im Notfall aktiv werden können. Hierzu zählen der sozialpsychiat-
rische Dienst, der Kontaktbereichsbeamte der Polizei und Kolleg/innen aus anderen Einrichtungen. 
Auch interne Interventionsmöglichkeiten werden thematisiert. 

Darüber hinaus sollen die Besucher/innen motiviert werden, für “Asphalt – Das Straßenmagazin“ Arti-
kel zu verfassen. Die Klient/innen sollen damit die Chance wahrnehmen, über ihr Leben zu erzählen 
und ihre Fähigkeiten zu präsentieren (Lobbyarbeit aus erster Hand). Natürlich soll auch über Aktivitä-
ten des Tagestreffpunktes „DüK“ berichtet werden.  

Die Arbeit ist zunehmend geprägt durch finanzielle Engpässe. Um den Haushalt zu entlasten, werden 
die Bemühungen um die Akquise von Sachspenden verstärkt. 
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3.2 Kontaktladen „Mecki“/Straßensozialarbeit 

Der Kontaktladen „Mecki“ ist mit seinen frühen Öffnungszeiten und der zentralen Lage in der Innen-
stadt für viele Besucher/innen die erste Anlaufstelle des Tages. Hier ist es möglich sich aufzuwärmen, 
bei einer Tasse Kaffee und einem Brötchen zur Ruhe zu kommen, um dann ggf. Probleme mit den 
Sozialarbeiter/innen anzusprechen. Im Gespräch werden gemeinsame Lösungsmöglichkeiten entwi-
ckelt und das weitere Vorgehen geplant. Wichtig ist dabei die Aufklärung über Rechte und Pflichten, 
 z. B. gegenüber dem JobCenter. Das besondere Augenmerk gilt Besuchern/innen, die aus Unkennt-
nis oder Scham bisher keine Leistungen erhalten haben. 

Zur Routine im Kontaktladen „Mecki“ gehören mittlerweile das Stellen von Folgeanträge bei den Job-
Centern, die Unterstützung bei der Klärung von Stadtwerkeschulden sowie das Beantragen der Be-
freiung von Rezeptzuzahlungen bei den Krankenkassen. Besonders deutlich wurde, dass nach der 
Reform der sozialen Sicherungssysteme für viele Betroffene die Betreuung und Unterstützung durch 
das Sozialamt weggefallen ist. Von der GEZ-Gebührenbefreiung bis hin zu Anträgen auf Mobiliar, Be-
kleidung, Renovierungsgeldern etc. gibt es immer mehr Anforderungen, mit denen diese Personen al-
lein gelassen und überfordert sind. 

Die Suche nach Wohnraum oder Unterkunft und damit die Vermittlung an alle anderen Einrichtungen 
der Wohnungslosenhilfe war auch 2006 weiterhin großer Bestandteil der Arbeit. Besonders bedauer-
lich ist in diesem Zusammenhang eine neue Zuständigkeitsregel, die dazu führt, dass die AG Reso-
help nicht mehr für alle Haftentlassenen zuständig ist. Klient/innen, bei denen ein/e Bewährungshel-
fer/in eingesetzt wurde, müssen mit allen Anliegen an diese verwiesen werden. Im Berichtszeitraum 
hat dies dazu geführt, dass viele ehemals von Resohelp betreute Klienten/innen jetzt im Kontaktladen 
um Hilfe nachsuchten.  

Die Basisversorgung mit Schlafsäcken bzw. Bekleidung für Personen, die „Platte machten“ war unver-
zichtbar. Unser Dank gilt auch in diesem Jahr besonders Radio Flora und allen Spendern, die diese 
Form der Hilfe ermöglichten. 

Auch Menschen mit psychischen Erkrankungen und/oder Suchtmittelabhängigkeit gehören zu den 
Besucher/innen im Kontaktladen „Mecki“. Im Jahr 2006 resultierte hieraus besonders viel Arbeit: Um 
diesen Personen überhaupt wieder Hilfen zugänglich zu machen, musste zunächst eine Vertrauens-
basis aufgebaut werden, damit die Sozialarbeiter/in als Vermittler/in zwischen ihnen und dem Hilfesys-
tem tätig werden konnte. Neben dem Kontakt zu gesetzlichen Betreuern wurde besonders die Koope-
ration mit der Sozialpsychiatrischen Beratungsstelle gesucht. Je nach Einzelfall wurden Kontakte zu 
Amtsgerichten, Suchtkliniken, Gesundheitsämtern und allen anderen notwendigen Einrichtungen her-
gestellt.  

Die Straßensozialarbeit war im vergangenen Jahr besonders durch die Begleitung und Betreuung von 
Menschen mit extremen gesundheitlichen Problemen geprägt. Psychische Probleme bzw. Ängste 
führten dazu, dass selbst bei massiven Erkrankungen keine ärztliche Hilfe aufgesucht wurde. Krank-
heiten einhergehend mit Verelendung auf der Straße, häufig auch schwerwiegende psychische Er-
krankungen, traten in diesem Jahr gehäuft auf. Allein sechs Frauen und Männer sind mittlerweile der 
Schwere ihrer Erkrankung erlegen, allerdings keine/r davon auf der Straße.  

Es erforderte viel Motivationsarbeit und Begleitungen, damit die wohnungslosen kranken Menschen 
den ersten Kontakt zu einer Ärztin/einem Arzt wagten. Die Kooperation mit vielfältigen Partnern, um 
die gesundheitliche bzw. soziale Situation zu stabilisieren, war dann notwendig. Krankenhausaufent-
halte, Aufenthalte in der Krankenwohnung „Die KuRVe“ und medizinische Behandlung bei niederge-
lassenen Ärzten/innen mussten eingeleitet und begleitet werden. Grundsätzlich ging es vorab um die 
Regelung der finanziellen Situation, Krankenversicherungsstatus etc. Die einzelnen Patienten muss-
ten natürlich auch mit Bekleidung, Hygieneartikeln, dem Notwendigsten für einen Krankenhausaufent-
halt ausgestattet werden. 

Das Interesse der Öffentlichkeit an der Arbeit im Kontaktladen „Mecki“ war auch 2006 konstant. Eine 
Reihe von Besuchern und Gruppen informierten sich über die Lebenslage wohnungsloser Menschen. 
Auch anhand von Geld und Sachspenden lässt sich das Interesse an der Klientel und der Arbeit able-
sen.  

Kurz erwähnt werden soll, dass der Kontaktladen „Mecki“ wieder Wahllokal war. 

Mit einem Artikel in der Zeitschrift „Wohnungslos“, verfasst von einer Mitarbeiterin des Kontaktladens, 
sollte auf die besondere Problematik von alten wohnungslosen Menschen hingewiesen werden - eine 
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nach unserer Einschätzung unterversorgte Gruppe, für die in Zukunft dringend Hilfemöglichkeiten er-
öffnet werden müssen. 

Anlaufstatistik 

Im Jahresdurchschnitt besuchten 88 Personen täglich den Kontaktladen „Mecki“. Der Anteil der Män-
ner lag bei 84 % und der Anteil der Frauen bei 16 %. Erstmalig suchten etwa drei neue Personen täg-
lich den Kontaktladen „Mecki“ auf und baten um Unterstützung bei ihren Problemen. 
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 Medizinische Versorgung im Kontaktladen „Mecki“ 

Auch 2006 wurde im Kontaktladen die medizinische Versorgung und Hilfe gut angenommen. Durch 
die unkomplizierte Kontaktaufnahme zur Krankenschwester war es möglich, im Monat in durchschnitt-
lich 216 Fällen medizinische Versorgung zu leisten. 16 % der medizinischen Versorgung wurde bei 
Frauen geleistet. 

Der Behandlungs- und Versorgungsaufwand, den die Krankenschwester leistete, variierte zum Teil je 
nach Erkrankung bzw. Allgemeinzustand der Patienten/innen. Über das Jahr verteilt gab es Patienten, 
deren Behandlungen sehr zeitaufwändig waren. Bei einigen, die beispielsweise an Hauterkrankungen 
litten, musste fast täglich ein zeitraubender Verbandwechsel vorgenommen werden. Auch das Vorbe-
reiten auf Arztbesuche findet im Kontaktladen statt; hier konnte unter Wahrung der Intimsphäre eine 
Grundversorgung der Hygiene durchgeführt werden. 

Durch die ständige Anwesenheit der Krankenschwester und deren medizinisches Angebot konnte bei-
spielsweise ein Fall von offener Tuberkulose erkannt werden. Die schwerwiegenden Folgen konnten 
rechtzeitig in Zusammenarbeit mit dem Gesundheitsamt abgewendet werden. Die dafür notwendigen 
Untersuchungen und die entsprechende Aufklärung fanden im Kontaktladen an ca. 40 Personen statt. 

Behandlung oder Versorgung aufgrund von:

Hygienemängeln, unzur. Kleidung

Hauterkrankungen

Grippalen Infekten

Verletzungen

Abhängigkeiten (nur Drogen)

Parasiten

Krämpfen / Anfällen

Sonstigen *
bestehende 
Krankheiten

0 100 200 300 400 500 600 700 800 900 1000

 

Die einmal in der Woche stattfindende Arztsprechstunde ist nicht mehr weg zu denken. Sie wurde mit 
insgesamt 187 ärztlichen Kontakten sehr gut angenommen und ergänzte die Arbeit der Kranken-
schwester. 
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Weiterhin wurde die statistische Dokumentation der Arbeit der Krankenschwester erheblich erweitert, 
um diese gegenüber den Krankenkassen als potentiellen Kostenträgern besser darstellen zu können. 

Das Interesse an der Arbeit der Krankenschwester und der medizinischen Versorgung wohnungsloser 
Menschen war auch in diesem Jahr hoch. Es besuchten viele Spender und medizinische Einrichtun-
gen den Bereich der Krankenschwester um sich zu informieren.  

Ziele aus 2006 

Ziel 1: Tätigkeitsbeschreibung der Krankenschwester unter Berücksichtigung der besonderen ge-
sundheitlichen Situation von Wohnungslosen losgelöst vom bestehenden Konzept erarbeiten. 

Tätigkeitsbeschreibung der Krankenschwester liegt vor und ist Grundlage der weiteren Verhandlungen 
geworden. 

Ziel 2: Die notwendigen Beiträge/Unterlagen zum Erhalt der Einrichtung/des Arbeitsansatzes liefern 

Alle gefragten Unterlagen lagen vor. Der Arbeitsansatz konnte jedoch in der bisherigen Form nicht er-
halten werden.  

Die Arbeit im Kontaktladen „Mecki“ war im Berichtszeitraum 2006 von Finanzierungsproblemen über-
schattet. Zum einen durch eine neue Leistungsvereinbarung mit dem Landessozialamt, die als einzige 
Angebotsform in der offenen Arbeit die Tageswohnung kennt, zum anderen war die Finanzierung des 
medizinischen Bereichs ungesichert und konnte nur über Spenden erfolgen. 

 Alle Versuche, das spezielle Angebot des Kontaktladens, die Kombination von Straßensozialarbeit 
und Anlaufstelle (offener Treffpunkt) sowie von Sozialarbeit mit medizinischer Versorgung durch eine 
Krankenschwester und wöchentliche ärztliche Sprechstunde in der bisherigen Form zu erhalten, führ-
ten zu keinem Ergebnis. Zeigten sich bei der 20-Jahrfeier im Jahr 2005 Öffentlichkeit, Träger und 
Geldgeber noch angetan vom Arbeitsansatz und Konzept des Kontaktladens „Mecki“, so führt dies 
trotzdem nicht dazu, dass die Arbeit in der bisherigen Form finanziert wird. 

Die Ende des Berichtsjahres geschlossene Leistungsvereinbarung bedeutet für das Jahr 2007 unter 
anderem längere Öffnungszeiten, ein neu einzuführendes Dokumentationssystem und damit die Auf-
hebung des bisherigen Anonymitätsprinzips sowie den Wegfall der Finanzierung von Straßensozialar-
beit (s. Bericht Tagestreffpunkt DüK). 

Ziele 2007 

Ziel 1 

Die neue Leistungsvereinbarung sowie der Wegfall der Berufspraktikantenstelle führen zu wesentli-
chen Veränderungen der Arbeitsinhalte. Erweiterte Öffnungszeiten bei weniger Personalkapazität be-
deuten faktisch das Einstellen von Straßensozialarbeit und Begleitungen. Die neue Form der Doku-
mentation bricht mit einem wesentlichen konzeptionellen Element, durch das bisher der niedrigschwel-
lige, anonyme Zugang gewährleistet wurde. Ziel ist es, die praktische Arbeit diesen neuen Bedingun-
gen anzupassen. 

Ziel 2 

Die Veränderungen im medizinischen Bereich sind bisher noch nicht abzusehen. Zu erwarten sind 
aber auch hier wesentliche Umstrukturierungen, um die Finanzierung zu gewährleisten. Ziel ist es da-
her auch hier, die praktische Arbeit den neuen Bedingungen anzupassen. 
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3.3 Beratungsstelle Hagenstraße 

Ziele 2006 und Umsetzung 

1. Der Personalschlüssel der Beratungsstelle kann gesichert werden, zum einen durch eine ausrei-
chende Anzahl von Klienten/innen, die zum Personenkreis gem. § 67 SGB XII i. V. mit § 6 Abs. 2 Nr. 
4b Nds. AG zum SGB XII gehören (im Folgenden „4-er“ nach dem ehemaligen Paragrafen genannt, 
denn den ursprünglichen Begriff „Nichtsesshafte“ gibt es bereits seit der Reform der Durchführungs-
verordnung zu § 72 BSHG von 2001 nicht mehr, außer im Niedersächsischen Ausführungsgesetz 
SGB XII), zum anderen durch eine dem Bedarf angemessene Finanzierung durch die Stadt und die 
Region Hannover. 

Da das Niedersächsische Landesamt für Soziales, Jugend und Familie entschieden hatte, ab Juli 
2006 die Finanzierung für den Personenkreis der sogenannten Nichtsesshaften nicht mehr über eine 
pauschale Zuwendung, sondern über einzelfallbezogene Kostenanerkenntnisse die Hilfe für diese 
Personen zu gestalten, war die Beratungsstelle angehalten, besonderes Augenmerk auf eben diesen 
Personenkreis zu richten und die Beratung und Betreuung über einen längeren Zeitraum zu gewähr-
leisten. Es stellte sich heraus, dass diese schriftlichen Stellungnahmen zur Kostenanerkenntnis tat-
sächlich so zeitaufwändig sind wie befürchtet. 
Es ist trotzdem gelungen, eine ausreichende Anzahl von Betreuten nachzuweisen, so dass der Per-
sonalschlüssel bisher aufrechterhalten werden konnte. (Diese Zielsetzung wird in den nächsten Jah-
ren weiterhin bestehen bleiben und daher zukünftig nicht mehr gesondert erwähnt werden.) Die Frage 
der angemessenen Finanzierung durch Stadt und Region Hannover, in deren Zuständigkeit der über-
wiegende Teil der Klient/innen liegt, muss weiterhin verhandelt werden. 

2. Das vorhandene Konzept der Beratungsstelle ist aktualisiert und überarbeitet. 

Angelehnt an das Vorhaben des Jahres 2005, das Profil des Angebots noch deutlicher gegenüber den 
vielfältigen anderen Angeboten der Wohnungslosenhilfe in Hannover hervorzuheben, hat das Bera-
tungsteam an einem Klausurtag weiterhin an der Überarbeitung des bestehenden Konzeptes gearbei-
tet. Hierbei stand zunächst die Frage im Vordergrund, welche Rahmenbedingungen einen Aufenthalt 
in den Räumen der Beratungsstelle für die Klientel attraktiver machen würden. Als Ergebnis erfolgte 
eine Umgestaltung des Wartezimmers (freundlicheres Licht, ein Sofa, Kaffeeangebot), des Weiteren 
wird nun ein Lagerraum vorgehalten, in dem Gepäck und ähnliches der Besucher und Besucherinnen 
untergestellt werden kann. Auch ein Büro wird inzwischen zur Verfügung gestellt, in dem ungestört te-
lefoniert werden kann. Ein PC ist auch bereits vorhanden, der seit kurzem mit dem Internet verbunden 
ist. Hier soll auf lange Sicht die Möglichkeit angeboten werden, per Internet oder Inserat auf Woh-
nungssuche zu gehen, was während der Beratungszeit nicht möglich ist. Dies sind bisher nur relativ 
kleine Veränderungen, die aber schon positive Resonanz hervorgerufen haben. 

3. Die bereits erarbeiteten Prozesse in Form von Flussdiagrammen liegen im QM-Handbuch vor. 

Von den von der Beratungsstelle bereits beschriebenen Prozessen (Erstberatung, Rechtsberatung, 
Schuldnerberatung durch Beratungsstelle, Vermittlung an die Schuldnerberatung der ZBS) wurden in 
2006 zwei weitere Prozesse (Einrichtung einer Geldverwaltung und Einrichtung und Verwaltung einer 
Postadresse) erarbeitet und freigegeben und im Gesamtkonzept, das auch QM-Handbuch ist, einge-
ordnet. An der Freigabe der anderen Prozesse wird weiterhin laufend gearbeitet.  
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Besonderheiten im Arbeitsbereich 

Entsprechend den neuen Leistungsvereinbarungen mit dem Land Niedersachsen und der Stadt Han-
nover muss die Beratungsstelle seit dem 1.7.2006 längere Öffnungszeiten vorhalten. So gibt es jetzt 
nicht mehr wie bisher einen Tag in der Woche ohne Sprechstunde, der für „interne“ Arbeiten, Fortbil-
dungen, Dienstbesprechungen, Arbeitskreise etc. genutzt werden kann. Außerdem ist an vier Tagen 
eine Stunde länger geöffnet. Das Arbeitsaufkommen hat sich dadurch deutlich erhöht, die Möglichkeit 
und Gelegenheit zur Kommunikation und Austausch mit Kolleginnen und Kollegen dagegen deutlich 
verringert. 

Bereits in 2005 wurde im Vorgriff auf die neuen Leistungsvereinbarungen eine Arbeitsgruppe gegrün-
det, um die Koordination zwischen den Projekten der Ambulanten Hilfe noch zu verbessern und so die 
Hilfe für unsere Klientel zu optimieren. Ein Resultat dessen war im Berichtsjahr das Angebot einer re-
gelmäßigen Sprechstunde im Tagestreffpunkt „DüK“ durch zwei Kollegen/innen der Beratungsstelle. 
Hierdurch sollten möglicherweise die Personen angesprochen werden, die trotz Vermittlungsversu-
chen oder aus eigenem Antrieb den Weg in die Beratungsstelle nicht finden. Es stellte sich allerdings 
nach kürzester Zeit heraus, dass der überwiegende Teil der Besucher und Besucherinnen der Tages-
wohnung durchaus bereits in der Hagenstraße bekannt waren und das Angebot auch in Anspruch 
nehmen. Wegen nur einiger weniger Neuzugänge lohnte sich dann der Zeit- und Arbeitsaufwand ei-
nes regelmäßigen Angebots nicht, sodass beschlossen wurde, lediglich auf Anfrage der Kolleginnen 
dort tätig zu werden.  

Bereits im letzten Jahresbericht hat die Beratungsstelle auf die Problematik hingewiesen, dass es für 
alle, die einen negativen Schufa–Eintrag haben, weiterhin unmöglich ist, eine neue Wohnung anzu-
mieten, vor allem, wenn es sich um Mietschulden handelt. Es wurde auch dem Wunsch nach mehr 
Flexibilität und Kooperationsbereitschaft seitens der Wohnungswirtschaft Ausdruck verliehen. Leider 
gab es hier keine nennenswerten Fortschritte, sodass beschlossen wurde, an die Straßenzeitung „As-
phalt“ heranzutreten, um gemeinsam einen entsprechenden Artikel herauszubringen. Aber die Hoff-
nung, über eine breitere Öffentlichkeit mehr Resonanz hervorzurufen, erfüllte sich dadurch auch nicht, 
sodass sich die Lage auf dem sowieso schon engen Wohnungsmarkt für die Betroffenen nach wie vor 
heikel darstellt. 

Die besondere Problematik der Klientel „Personen in besonderen sozialen Schwierigkeiten“ und hier 
speziell der Wohnungslosen, wurde im letzten Jahr zunehmend auch den JobCentern bewusst, so 
dass die Idee einer gemeinsamen Anlaufstelle von Region und Stadt für ALG II- und Sozialhilfebezie-
her aus diesem Personenkreis entstand. Zur Planung sollte die ZBS, insbesondere die Beratungsstel-
le als „Fachstelle“ hinzugezogen werden – letztendlich verlief diese Idee dann aber doch im Sande, da 
es offenbar Hindernisse bei Stadt und Region gab, auf die die ZBS jedoch keinen Einfluss hatte. 

Neben der seit Jahren zu beobachtenden Entwicklung, dass das Klientel zunehmend auch aus der 
örtlichen Armutsbevölkerung kommt, vor allem seit der Sozialreform in 2005, wird ebenfalls immer 
deutlicher, dass für diesen Personenkreis, vor allem dem der Wohnungslosen, eine Vermittlung auf 
dem „ersten“ Arbeitsmarkt sehr unrealistisch ist. Außer auf dem Sektor der so genannten 1– Euro– 
Jobs sind hier keine nennenswerten Erfolge zu verzeichnen. Gefragt, was die Beratungsstelle zum 
Thema Vermittlung in Arbeit zu bieten hat, muss gesagt werden, dass hier – wenn selbst die JobCen-
ter keine Möglichkeiten haben – realistisch gedacht werden sollte. Das heißt, dass die Überlegungen 
sich eher in Richtung „zweiter“ oder sogar „dritter“ Arbeitsmarkt orientieren müssen, eben dem jeweili-
gen persönlichen Profil der Betroffenen entsprechend 

Hierbei ist besonders der Teil der Klientel problematisch, der zu dem Bereich „U25“ gehört, das heißt 
der unter 25-Jährigen. Diese sind vom JobCenter laut SGB II besonders schnell in Arbeit, Ausbildung 
oder Ähnliches zu vermitteln. Sind die Betroffenen jedoch wohnungslos, stellt sich zunächst die Frage 
der Unterbringung und für junge Leute gibt es im Prinzip in Hannover keine Unterkünfte, die dem Alter 
angemessen sind. Es bestehen jedoch Vorbehalte, beispielsweise einen 18- oder 21– Jährigen in ein 
Obdach zu schicken, in dem das gesamte Spektrum an Alter und Problemlagen versammelt ist. Plätze 
in Wohngruppen für Jugendliche und junge Erwachsene sind abhängig von der Kinder- und Jugendhil-
fe. Hier ist eine Anfrage meist aussichtslos, wenn die entsprechende Person nicht vorher schon ein-
mal entsprechende Maßnahmen nach dem KJHG erhalten hat (so die Aussagen bei Nachfrage im 
Fachbereich Jugend und Familie). 

Insgesamt hat sich auch im Berichtsjahr weiter bestätigt, dass die im SGB II und SGB XII festgelegten 
Miethöchstgrenzen nicht realistisch sind und dem tatsächlichen Mietspiegel anzupassen sind. Hier hat 
das Landessozialgericht 2007 auch endlich ein entsprechendes Urteil erlassen, das aber leider bis 
jetzt in Hannover noch nicht umgesetzt wurde. 
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Ziele 2007 

1. Die Anträge auf Kostenanerkenntnis für Klienten/innen, die zum Personenkreis gem. § 67 SGB XII 
i. V. mit § 6 Abs. 2 Nr. 4b Nds. AG zum SGB XII gehören, sind vereinfacht. 
2. Ein neues Dokumentationssystem (anstelle des bisherigen Wohnungslosenhilfeassistenten) ist ein-
geführt und wird angewandt. 

Statistik 2006 für die Beratungsstelle Hagenstr. 36  

(Auswahl bestimmter Datenbereiche aus der Arbeit der Beratungsstelle im Jahr 2006) 
Dank der kontinuierlichen Datenerfassung der Mitarbeiter/innen in der Beratungsstelle war es auch für 
2006 möglich, eine gute Datenbasis für diese Auswertung zu schaffen. 
Anzahl der beratenen Personen und Klient/innenkontakte: 

In 2006 weist die Anzahl  der 
Klient/innen im Vergleich zu 2005 eine 
leichte Steigerung um 5 % auf (2006: 
642, Vorjahr: 611); dies weist auf eine 
sehr gute Verankerung und Bekannt-
heitsgrad der Beratungsstelle im Hilfe-
system der Wohnungslosenhilfe in 
Hannover hin. 

Die Gesamtzahl der Beratungskontak-
te ist demgegenüber nur leicht, nämlich 
um etwa 
1,5 % gestiegen - von 4235 auf 4314 
Beratungen. Wie es scheint, gibt es 
auch ein Jahr nach der Einführung von 
„Hartz IV“ noch immer einen hohen Be-
ratungsbedarf; hier spiegelt sich wider, 
dass es nach wie vor viele Ungereimtheiten und Unklarheiten in diesem System gibt.  

Vermittlung, Herkunft 

Es wurde in 2006 erstmalig der Anteil der „Neuzugänge“ im Berichtszeitraum gesondert betrachtet: 
Wie eigentlich auch erwartet, ist hier der Anteil der über das Sozialamt bzw. die Agentur für Arbeit 
vermittelten Personen erheblich höher als im Gesamtklientel: 43,3 % gegenüber 26,4 %; auch die 
Vermittlung über Bekannte/Familie ist hier einiges höher: 23,7 % gegenüber 15,8 %. Ein weiterer 
Vermittlungsschwerpunkt bei den Neuzugängen ist dann noch die Straßensozialarbeit (9,5 % gegen-
über 1,3 %). 

Hinsichtlich der „örtlichen Herkunft“  befand sich wiederum der größte Teil der Klient/innen (77,5 %) 
schon längere Zeit im städtischen Einzugsbereich, weitere Schwerpunkte waren die Region Hannover 
(4,5%) sowie das „restliche“ Niedersachen (8,3%). 

Hilfeabschluss 

 ( Auswahl der bedeutsamen Kategorien) 

Der Anteil der Klient/innen, bei de-
nen eine ambulante Begleitung 
nicht zustande kam oder aber ab-
gebrochen wurde, ist gegenüber 
dem Vorjahr wesentlich geringer 
geworden (von 16,2% auf 11,4%); 
der Anteil an „erfolgreichen“ Hilfe-
abschlüssen lag bei 40,1 %, die 
Vermittlungen an stationäre oder 
andere ambulante Dienste belief 
sich auf 8,35 %. Bei weiteren 24% 
war die Hilfe noch nicht abge-
schlossen. 

Leider sind auch in 2006 Todesfäl-
le zu vermelden, wie auch in 2005 
sind 5 Klienten verstorben. 
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Auftrittsart/ Erst- bzw. Wiederauftritt in 2006 

Die Erstauftritte sind um 3,4 % gestiegen. Als Erstauftritt zählt, wer noch nie in der Einrichtung war, 
oder die Einrichtung seit mindestens 12 Monaten nicht 
aufgesucht hat.  
Die Anzahl der „echten“ Erstauftritte in 2006, der 
Menschen, die noch nie in der Einrichtung waren, ist 
allerdings um 7,1 % von 363 auf 337 zurückgegangen 
und hat sich gegenüber dem Vorjahr somit auf das 
Niveau von 2004 normalisiert. 

 

Altersstruktur 2006 

Für 2006 gelten die selben Abstufungen in den Altersgrup 
pierungen wie im Vorjahr; die Gesamt -Altersstruktur hat 
sich unerwarteterweise bei den 36 bis 45-Jährigen um 2,5% 
verringert, dafür in der nächsten Altersstufe um fast 3 % er-
höht. Für die restlichen Altersstufen gibt es hier kaum Ver-
änderungen.  

Betrachtet man allerdings nur den Ausschnitt der „Neuzu-
gänge“ in 2006, ergibt sich ein ganz anderes Bild gegen-
über dem Vorjahr: Bei den 19 bis 25-Jährigen gibt es einen 
Zuwachs um 3,2 %, aber bei der Gesamtgruppe bei den 36 
bis 45-Jährigen eine Verringerung, sogar um 3,62 %. 

Frauenanteil an der Klientel 

Der Anteil der Frauen in 2006 am Gesamtklientel hat sich deutlich um fast 2 % erhöht und liegt nun 
bei 16,2 % (Vorjahr: 14,7%) 

Entwicklung der Wohn- bzw. Nicht-Wohnsituation  

Bei den „Wohnsituationen“ jeweils am Anfang und Ende der Hilfe bzw. des Berichtszeitraumes wur-
den, wie in 2006, jene ausgewählt, die zumindest eine gewisse Validität durch die Auftrittshäufigkeit 
gewährleisten (insofern ergeben sich bei der Summation nicht 100 %) 

 

Wohnsituation 2006

11,21%

16,98%

35,36%

39,41%

6,39%

5,30%

3,74%

2,34%

36,45%

31,78%

2,18%

2,02%

Platte/Straße/Zelt- Ende- 06

Platte/Straße/Zelt- Anfang- 06

bei Freunden/Bekannten- Ende- 06

bei Freunden/Bekannten- Anfang- 06

Obdachlosenunterkunft- Ende- 06

Obdachlosenunterkunft- Anfang- 06

Einrichtung- nach - § 67- ff.- Ende- 06

Einrichtung- nach - § 67- ff.- Anfang- 06

Wohnung- Ende- 06

Wohnung- Anfang- 06

Wohn-/ Bauwagen- Ende- 06

Wohn-/ Bauwagen- Anfang- 06

 
Gegenüber dem „Anfangsbestand“ in 2006 zeichnen sich nur in wenigen Bereichen erhebliche Verän-
derungen in den Wohnsituationen unserer Klientel ab – so sind im Bereich „Platte...“ Veränderungen 

Auftrittsart        

  Anzahl 2006 Vorjahr 

Erstauftritt 533 83,02% 79,54% 

Wiederauftritt 109 16,98% 20,46% 

ALTERSGRUPPE 
NEUZUGÄNGE 

 2006  Vorjahr 

unter 19 2,67% 2,20% 

19-25 21,66% 18,46% 

26-35 24,33% 23,97% 

36-45 26,41% 30,03% 

46-55 18,40% 16,53% 

56-70 6,53% 6,34% 

Über 70 0,00% 0,55% 
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in Richtung Unterkunftsstabilisierung um fast 5,7 % erkennbar. Entsprechend wohnen mehr 
Klient/innen dann in der „Endsituation“ im Obdach/Wohnheim oder in Wohnungen. 

Nach wie vor sind jedoch auch in 2006 zwei Drittel des Klientels ohne Wohnung; die Wohnungssuche 
ist nicht einfacher geworden und wird zusätzlich durch „Umquartierungen“ (Wohnungssuche wegen zu 
„hohen“ von der ARGE nicht anerkannten Mieten) belastet. 

Zuordnung der Klient/innen zu „Hilfebedarfsbeschrei bungen“ in 2006 

Unser Klientel lässt sich in folgenden Hilfebedarfsbeschreibungen quantifizieren: 

27 % der Klientel war sowohl wohnungslos, wirtschaftlich nicht abgesichert und befand sich in einer 
persönlich instabilen Situation; dies ist gegenüber dem Vorjahr (37 %) eine relativ kleinere Zahl, 

6,3 % war in solch einer Situation mit zusätzlich erheblicher psychischer Problematik und 

36 % befand sich in einer mittelfristig stabileren Unterkunftssituation, jedoch ohne vertraglich gesicher-
te Wohnrechte (Mietvertrag) und z. T. ohne langfristige wirtschaftliche Absicherung; dieser Personen-
kreis hat ganz erheblich (um 13 %) zugenommen. 

Benannte Ziele der Hilfepläne:  

An dieser Stelle sollen wieder jene Ziele benannt werden, die am häufigsten im Jahr 2006 in den Hil-
feplänen festgehalten wurden („Hitliste“): 

Regelmäßiges Einkommen nach SGBXII/SGBII/SGB III: 40.34 % 

Stabilisierung der vorhandenen Existenzgrundlage:  8,25 % 

Kontakt zur Dienststelle /Mitarbeiter/innen halten: 13,70 % 

Selbstständiges Wohnen in eigener Wohnung: 26,32 % 

Erhaltung der (bedrohten) vorhandenen Wohnung: 9,03 % 

Ein „Dach überm Kopf“ haben: 6,07 % 

Freiwillige Geldverwaltung:  6,54 % 

Schuldenregulierung:  6,23 % 

Umzug in eine neue Wohnung: 4,67 % 

 

Auch in 2006 hat sich gezeigt, dass die existenziellen (finanziellen) Grundlagen bei der Zielsetzung 
vor allem kurz- und mittelfristig den größten Raum einnehmen und langfristigere „Lebensplanungen“ 
wie Schuldenregulierung vor allem im Erstberatungsbereich keine so große Rolle spielen. 
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3.4 Zusätzliche Ambulante Hilfe 

Die Mieterbetreuung des Diakonischen Werkes in der Sozialen Wohnraumhilfe gGmbH hat 2006 
200 Personen (127 männlich, 73 weiblich) in 151 Mietwohnungen betreut. Die für den Zweck der Ver-
sorgung ehemals wohnungsloser Personen mit Normalwohnraum geschaffenen und verfügbaren 
Häuser wurden von der SWH geplant und von verschiedenen Wohnungsunternehmen errichtet. 86 
dieser Wohnungen sind vom Diakonischen Werk angemietet, 65 von der SWH. Die Wohnungen sind 
an Menschen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten nach §§ 67 ff. SGB XII weitervermietet.  

Die Fluktuation ist gegenüber dem Vorjahr leicht gesunken, insgesamt sind 33 Mieterwechsel erfolgt. 
Die Altersstruktur ist wie folgt: 18 Pers. unter 18, 27 Pers. 18 – 27, 141 Pers. 27 – 60 und 14 Pers. 
über 60 Jahre. 

Die Betreuung wird in Form von Einzelfallhilfe geleistet. Der Betreuungsbedarf wird mit dem einzelnen 
Mieter abgesprochen. Ein erheblicher und langfristiger Hilfebedarf bestand überwiegend in den Berei-
chen Integration in das Wohnumfeld, Suchtproblematiken, psychische Auffälligkeiten und finanzielle 
Konsolidierung.  

Der vorhandene Erfolg der Unterstützung ist wesentlich von Qualität und Nachhaltigkeit der Bezie-
hungsarbeit abhängig. Daher bleibt eine weitere Absicherung der persönlichen Hilfen Voraussetzung 
für eine erfolgreiche und dauerhafte Integration ehemals Obdachloser in ein normales Wohnumfeld. 

Besonderheiten im Arbeitsbereich der Mieterbetreuun g 

Besondere Verunsicherung und Belastungen entstanden für die Mitarbeiter/innen durch die Umstel-
lung und Rückführung der Landesförderung für die zusätzliche Ambulante Hilfe, die zum Jahresende 
hin auch Personalabbau erforderlich machte. Das führte zu einer Verdichtung der Arbeit, deren Kon-
sequenz erst in 2007 beurteilt werden kann. 

Im Oktober wurde ein Beschluss gefasst, nach dem das Diakonische Werk die Mitarbeiter/innen der 
zusätzlichen Ambulanten Hilfe zur Sozialen Wohnraumhilfe gGmbH abordnet. Personell wechselte die 
Leitung der Mieterbetreuung wegen Stelleneinsparung bei der Sozialen Wohnraumhilfe auf den Ge-
schäftsführer selbst. Auch in dieser Konstellation hat sich die Zusammenarbeit eingespielt und be-
währt. 

Ziele 2006 

Anfang 2006 erfolgte ein Wechsel der Wohnungsverwaltung von der WBN (Wohnungsbau Nieder-
sachsen) zur REMuS mbH (Real Estate Management- und Servicegesellschaft mbH). Die Zusam-
menarbeit gestaltete sich professionell und reibungsfrei. Die neue Wohnungsverwaltung und die Mie-
terbetreuung werden ihrer jeweiligen Rolle arbeitsteilig gerecht. Das entsprechende Ziel für 2006 wur-
de vollständig erreicht. 

Ziele 2007 

In 2007 muss versucht werden, die bisherige Qualität der persönlichen Hilfen für die ehemals woh-
nungslosen Mieter trotz des Einbruchs der vorhandenen Personalkapazität zu halten. Hierzu sollen 
Arbeitsabläufe weiter optimiert werden. 
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3.5 Soziale Schuldnerberatung 2006 

Highlights und Lowlights 

Fallarbeit : Schuldnerberatung kann steigender 
Nachfrage nach qualifizierter Hilfe gerecht werden, 
Wartezeiten bleiben weiterhin unterhalb einer 
Woche.  

Öffentlichkeitsarbeit : Durch Darstellung der Arbeit 
im politischen Raum wird der Versorgungsmangel 
an qualifizierter Schuldnerberatung bei der Kom-
munalwahl zum Thema. 

Kooperationen : Angebot der Schuldnerberatung zu 
stabiler und verläßlicher Zusammenarbeit mit den 
JobCentern erhöht Zuweisungen und führt zu 
vermehrter Nachfrage.  

Verhandlungen : Direkte Gespräche mit 
Entscheidungsträgern der Stadtwerke Hannover AG 
enttäuschen Hoffnung auf praktikable Rückzah-
lungsbedingungen bei Zahlungsrückständen für 
unsere Klienten/innen. 

1. Beratungsumfang und Schwerpunkte  

Im Berichtsjahr gab es erstmalig die Möglichkeit, Hilfesuchende außerhalb der Zielgruppe der ZBS 
Hannover an die bundesweit arbeitende telefonische Schuldenhelpline der AWO Köln zu verweisen. 
Hierdurch sank der lokale Aufwand für telefonische Beratung sehr stark.  

Die Notwendigkeit einer quantitativen Verschiebung von Kurzberatungen hin zu langfristig angelegten 
Beratungsfällen (Aktenfälle) ergab sich aus den geplanten Veränderungen im Insolvenzrecht. Vermut-
lich zum 01.07.08 wird in Deutschland ein sog. masseloses Entschuldungsverfahren eingeführt, das 
eine Kostenbeteiligung von 156,00 € jährlich vorsieht. Die Soziale Schuldnerberatung der ZBS Han-
nover ist wegen der besonderen Lebenslage vieler ihrer Klienten/innen deshalb darum bemüht, ihnen 
den Zugang in dieses Verfahren nach noch geltendem Recht zu ermöglichen. 

Aus Vorjahr(en):   67 Beratungs- und Betreuungsfälle (+ 9 gegenüber Vorjahr) 
+ Jahr 2006   94 telefonische Informations- u. Orientierungsgespräche (- 78 gegenüber VJ) 
+ Jahr 2006  184 persönliche Aufnahmegespräche (Erstgespräche) (+ 33 gegenüber VJ) 
ergaben in 2006: 345 unterstützte Ratsuchende (- 36 gegenüber VJ) 
 davon 
   74 Kurzzeitberatungsfälle = max. 3 Kontakte ohne Aktenanlage-  
   (- 143 gegenüber VJ) sowie  
 251 Beratungs- und Betreuungsfälle (+ 101 gegenüber Vorjahr)  

��  1.083 persönliche Beratungsgespräche (ohne telefonische Kontakte) 
�� (+ 402 gegenüber VJ) 

2. Strukturdaten der Ratsuchenden 

Zwei Drittel der Ratsuchenden waren männlich; ihr Durchschnittsalter betrug 37,8 Jahre. Bei 4/5 der 
Ratsuchenden lag die durchschnittliche Verschuldung bei 9.855,00 EUR. Dieser Wert belegt den Klä-
rungs- und Hilfebedarf, den die von der ZBS Hannover erreichte Armutsklientel schon bei einer relativ 
niedrigen Verschuldung hat. 

Fast 80 % der Ratsuchenden waren arbeitslos. Wenn sie arbeitslos waren, waren sie es dauerhaft: 
über 80 % von ihnen waren schon länger als 12 Monate ohne Beschäftigung. Das ihnen durchschnitt-
lich zur Verfügung stehende Einkommen liegt mit 804,00 € am Existenzminimum.  

2.1 Alter     2.2 Einkommenshöhe  
      (inkl. sozialer Transferleistungen wie Wohngeld etc.) 

Bis 20 Jahre 4 bis 500 € 33 
Bis 30 Jahre 67 bis 750 € 125 
Bis 40 Jahre 69 bis 1.000 € 33 
Bis 50 Jahre 70 

 

bis 1.250 € 22 
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Bis 60 Jahre 29 bis 1.500 € 23 
über 60 Jahre 12 über 1.500 € 15 
Gesamt 251  

 

Gesamt  251  
 
2.3 Dauer der Arbeitslosigkeit   2.4 Unterkunft 

unter 1 Monat 00 eigene Wohnung 180 
1 bis unter 3 Monate 03 bei Familie/Partner 09 
3 Monate bis unter 6 Monate 11 bei Bekannten 04 
6 Monate bis unter 12 Monate 20 Firmenunterkunft 00 
12 Monate bis unter 24 Monate 42 Frauenhaus 01 
24 Monate bis unter 48 Monate 64 Wohngruppe (betreutes Wohnen) 01 
länger als 48 Monate 54 Hotel, Pension 00 
trifft nicht zu  57 Notunterkunft, Übernachtungsstelle 02 
Gesamt  251 Unterbringung im Gesundheitssystem 03 

stationäre Einrichtung ( § 67 SGB XII 27 
Haft 01 
ungesicherte Ersatzunterkunft (Laube) 01 
ohne Unterkunft 07 
keine Angabe 14 

 

 

Gesamt 251  
 

3. Strukturdaten und Aspekte der Überschuldungssitu ation  

Soziale Schuldnerberatung organisiert Einigungsprozesse, indem Sie Vergleiche zwischen ehemali-
gen Vertragspartnern möglich macht. Hierfür müssen Verhandlungen durch Kommunikation (Briefe 
und Telefonate) geführt werden. Einerseits sind diese Verhandlungen schwieriger geworden, weil vie-
le Gläubigervertreter (Inkassofirmen) dieses Massengeschäft zunehmend schematischer führen und 
den geschilderten Einzelfall häufig nicht genug zur Kenntnis nehmen.  

Andererseits konnte aber auch beobachtet werden, dass bei klarer und transparenter Information über 
die Lebenslage und gleichzeitig hoher Verhandlungsenergie Zugeständnisse häufiger möglich wurden 
als in der Vergangenheit.  

Ein Grund liegt sicherlich darin, dass mit der Insolvenzordnung ein wirksames und inzwischen auch 
auf Gläubigerseiten bekanntes Instrument zur Verfügung steht, um Lösungen zu finden.  

4. Strukturdaten der Beratungsergebnisse 

 2006 Vorjahr 
1. Stellenumfang    
1.1 Gesamt  1,75 1,75  
1.2 Sozialarbeit  1,25 1,25 
2. Auftritte Ratsuchende   
2.1 weitervermittelte telefonische Anfragen 412 535 

2.2 Erstberatung/Aufnahmegespräche (zzgl.telefonisch: siehe 3.6) 184 (zzgl. 94 ) 151 (zzgl. 
172) 

2.3 Wiederauftritte aus Jahren vor 2.4 15 15 
2.4 Betreute aus dem Vorjahr (hier: 2005) 52 43 
2.5 Unterstützte Ratsuchende gesamt (Summe 2.2 – 2.4)  
      davon 2.5.1/2.5.2 

345 381 

2.5.1 Kurzzeitberatungsfälle (max. 3 Kontakte ohne Akten-
anlage) 

74 217 
 

2.5.2 Langzeitberatungsfälle (Aktenanlage) 
 

251 

 

150 
2.6 Gesamtzahl aller vereinbarten persönlichen Beratungsge-
spräche  

1.225 (100 %) 790 (100 %) 

2.7 Gesamtzahl aller stattgefundenen persönlichen Beratungsge-
spräche 

1.083  
(88,4 %) 

681  
(85,2 %) 

3. Ergebnisse für Ratsuchende (Status 31.12.)   
3.1 Schulden-Rückführung-Hilfe AKTIV Entschuldung  198 130 
3.2 Mit-Schulden-leben-Hilfe PASSIV Erhalt des Status Quo  15 16 
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3.3 Hilfemaßnahmen für 3.1/3.2 (Mehrfachnennungen):  213  146 

3.3.1. Hilfen bei Kündigung und Klärung von Vertragsver-
hältnissen 

200 
93,9 % 

   127  
87 % 

3.3.2 Hilfe bei Klärung von Sozialleistungsansprüchen 
166 

77,9 % 
     76 

52 % 
3.3.3. Sicherung von Wohnraum: 
Hilfe bei Mietschulden / Wohnungskündigung / Zwangsräu-
mung / Hilfe bei Energieschulden und Liefersperre 

80 
17 % 

51 
35 % 

 
3.3.4. Sicherung von Girokonto u. Teilnahme bargeldloser 
Zahlungsverkehr/Hilfe b. der Beschaffung/Hilfe b. Konto-
pfändung/Geldverwaltung 

56 
26,3 % 

30 
20 % 

3.3.5 Sicherung des Arbeitsplatzes: 
Schutz – und Abwendung von Zwangsvollstre-
ckung/Rücknahme Lohnpfändung/Pfändungsschutz zur Si-
cherung des Existenzminimums 

31 
14,6 % 

11 
8 % 

3.3.6. Antrag Insolvenzeröffnung/ Bescheinigung § 305 
76 

35,6% 
39 

27 % 

 

3.3.7. Vermeidung von Haftstrafen 

 

3 
1,4% 

 

12 
8 % 

3.4 Eigenregulierer mit begleitender Beratung 8 2 
3.5 Sondierungs- und Klärungsphase 28 2 
3.6 Information und Orientierung in ausschließlich telefonischer 
Beratung  

113 172 

4. Ergebnisse für Forderungsinhaber – Gläubiger-Sta tus 31.12. (Vorjahr)  
Gläubigerzahl Forderungsumfang  (Vorjahr) 

4.1 Ausgleiche + Vergleiche  108  54.939,68     (79.029,82)  
4.2 Stundung + Ratenzahlung 260  435.982,01     (136.908,60)  
4.3 Verzichte 16  155.329,61     (112.091,30)  
4.4 außergerichtlicher Einigungsversuch (AEV) 438  803.650,27     (98.553,11) 
4.5 gerichtlicher Einigungsversuch (SBP) 17  28.452,00     (4.385,00) 
4.6 Übergang in Verbraucherinsolvenzverfahren 794  1.422.013,56      (962.603,17)  
5. Beratungsabschlüsse (nur aus 2.5.2 = Aktenfälle)    
5.1 Ratsuchende mit außergerichtlicher Schuldenregulierung 32 (23,7 %) 24 (28,6 %)  
5.2 Insolvenzschuldner in Wohlverhaltensphase  
mit vermutlich sporadischem Beratungsbedarf 

69 (51,1 %)  37 (44,0 %) 

5.3 "Mit Schulden leben" mit vermutlich sporadischem Beratungsbe-
darf 

2 (1,5 %) 6 (7,1 %) 

5.4 "Eigenregulierer" mit vermutlich sporadischem  
Beratungsbedarf 

 4 (3,0 %) 2 (2,3 %) 

5.5 Abbruch durch Schuldner/-innen  14 (10,4 %) 5 (5,9 %) 
5.6 Abbruch durch Berater/-in  10 (13,5 %) 7 (8,3 %) 
5.7 Weitervermittlung an andere Beratungsstelle, Umzug, Tod 4 (3,0 %) 3 (3,6 %) 
 
5. Ziele 2007 

Inhaltliche Ziele Gewinnung von ehrenamtlichen Mitarbeitenden  
 Durchführung von Info-Veranstaltungen für Klienten/innen der stationären  

Wohnungslosenhilfe 
Organisatorische Ziele Anpassung des Ablagesystems an gestiegenen Verwaltungsaufwand  
 Nutzung der Statistikraster des Bundesamtes für Statistik für den Jahresbe-

richt 2007 
Politische Ziele und  
Öffentlichkeitsarbeit 

Informationen zu den geplanten Änderungen der Insolvenzordnung für Mitar-
beitende in den stationären Einrichtungen 
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3.6 Krankenwohnung „Die KuRVe“ 

Obwohl der Arbeitsaufwand nicht gering war, blicken die Mitarbeiter/innen der Krankenwohnung auf 
ein von der Stimmung her ausgewogenes Jahr zurück. Dies hat sicherlich damit zu tun, dass das 
Team nun nach einem Personalwechsel im Vorjahr zu einer guten Kooperationseinheit zusammen-
gewachsen ist.  

Ziele aus dem Berichtsjahr 

Die Krankenwohnung hatte für das Berichtsjahr folgende Ziele formuliert: 

Ziel 1: Verbesserung der internen Kooperation hinsichtlich der Betreuung und Beratung der Klientel 

Die Patienten/Bewohner sollten während ihres Aufenthalts in der Krankenwohnung durch frühzeitige 
Begleitung der Mitarbeiter/innen der Beratungsstelle Hagenstraße eine gute Vorbereitung für ihren 
Auszug bzw. ihre weitere Lebensplanung und Existenzabsicherung erhalten. Hierbei hat sich gezeigt, 
dass in der Regel diejenigen Klienten/innen, die bereits bei Einzug in Kontakt zur Beratungsstelle 
standen, diesen weiterhin hilfreich für sich nutzen konnten. Die Zusammenarbeit aller Beteiligten war 
in solchen Fällen ausgesprochen wirksam.  

Schwieriger und weniger wirksam gestaltete sich der Versuch, „neue“ Klienten/innen mit der Bera-
tungsstelle in Kontakt zu bringen. Hier hat sich gezeigt, dass eher gezielte Anbahnungen durch Besu-
che seitens der Mitarbeiter/innen nötig wären, um tragfähige Beziehungen aufzubauen. Erschwerend 
kam hinzu, dass der Gesundheitszustand einiger dieser Patienten so schlecht war, dass sie schlicht-
weg zu immobil waren, um sich außerhalb der Krankenwohnung um ihre Belange zu kümmern und so 
eine Vermittlung an die Beratungsstelle erschwert wurde. 

Ziel 2: Vermittlung von Klienten/innen in Wohnraum 

Bei dieser Zielsetzung hat sich gezeigt, dass „das Tanzen auf vielen Hochzeiten“ am wirkungsvollsten 
ist. Einigen Klienten/innen ist es gelungen, durch beharrliche Bemühungen (mit Hilfe der Zeitung und 
des Internets) sich selbst eine Wohnung zu suchen. Es hat den Anschein, dass immer häufiger Ver-
mieter (wenn auch notgedrungen) bereit sind, Verträge mit dem sogenannten „Hartz-IV-Klientel“ ab-
zuschließen. Weitere Erfolge bei der Wohnungssuche waren darauf zurückzuführen, dass es gelun-
gen ist, Kontakte zu privaten Vermietern zu knüpfen, die beispielsweise nicht auf einer Schufa-
Auskunft bestehen und somit auch verschuldeten Mietern eine Chance geben. Auf diese Kontakte 
kann hoffentlich auch in Zukunft zurückgegriffen werden. Nicht zuletzt steht auch weiterhin das Amt 
für Stadterneuerung und Wohnen zur Verfügung, wenn auch mit eingeschränktem Angebot. Auch die 
Soziale Wohnraumhilfe (SWH) bleibt aufgrund des dort vorgehaltenen Betreuungsangebotes eine 
wichtige Partnerin bei der Wohnungsvermittlung. 

Ziel 3: Erneuerung der Patientendokumentation 

Dieses Vorhaben ist noch nicht ganz abgeschlossen und wird Anfang 2007 beendet. 

Besonderheiten aus dem Berichtsjahr 

Ernennung 

Die Krankenwohnung ist von der Bundeszentrale für Gesundheitliche Aufklärung im vergangenen Jahr 
in die Liste der „Beispiele guter Praxis“ (good practice) der medizinischen Versorgung gesundheitlich 
Benachteiligter aufgenommen worden. Kriterien für die Ernennung waren u. a. der innovative Charak-
ter des Projekts und die Nachhaltigkeit der Angebotes. Genaueres ist unter: www.gesundheitliche-
chancengleichheit.de zu erfahren. 

Im Juni fand in Kassel eine Fachtagung der Arbeitsgemeinschaft Medizinische Versorgung Woh-
nungsloser der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe statt. Thema war die Versorgungs- 
und Lebenssituation älterer wohnungsloser Menschen. Hier wurde auch das Projekt Krankenwohnung 
Hannover vorgestellt. Die Situation älterer Wohnungsloser beschäftigt viele Einrichtungen. Mehrere 
Anbieter aus der stationären Hilfe haben sich seit einigen Jahren mit dem Hilfebedarf dieser Klientel 
intensiv auseinandergesetzt und ihre Angebote diesbezüglich verändert und erweitert. Was die ambu-
lante Versorgung dieser Klientel in Großstädten wie Hannover angeht, ist wohl noch einiges an Ent-
wicklungen von nöten, um den Herausforderungen der Zeit angemessen begegnen zu können. 

Die Sozialarbeiterin der Krankenwohnung „Die KuRVe“ ist im Anschluss an die Tagung in den Spre-
cherrat der AG Med. Versorgung der BAG W gewählt worden. 
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Ausfälle 

Gleich zu Beginn des Jahres erkrankte die leitende Sozialarbeiterin. Elke Walpert-Niemann (Kranken-
pflegehelferin) und Yasar Krysiak (Zivildienstleistender) überbrückten diesen Zeitraum erfolgreich, in-
dem sie die Abläufe in der Krankenwohnung unter Kontrolle hielten und die Belange der Bewoh-
ner/Patienten mit viel Einsatz unerstützten und voranbrachten. Für sozialarbeiterische Belange zeig-
ten sich die Kolleg/innen aus den kooperierenden Einrichtungen der ZBS sehr hilfsbereit. 

„Patientengeschichten“ 

Die Lebensgeschichten der in der „KuRVe“ aufgenommenen Menschen sind (trotz ähnlicher Lebens-
lagen) individuell und unterschiedlich. Der Einzug in die Krankenwohnung ist für sie im besten Fall 
nicht nur den Versuch einer kurzzeitigen Genesung, sondern leitet meist einen Wendepunkt in der 
bisherigen Lebensführung ein. Einige dieser Verläufe sollen hier exemplarisch erzählt werden. 

Herr P. (66 Jahre alt) kam Ende April durch Vermittlung des Sozialamtes Arndtstraße in die „KuRVe“. 
Eigentlich hatte er schon eine Woche zuvor direkt aus dem Krankenhaus kommen sollen, verließ dann 
aber am Entlassungstag vorzeitig die Station. Bei Einzug in die Krankenwohnung war der Allgemein-
zustand von Herrn P. ausgesprochen schlecht und es begann eine lange Phase der Erholung und der 
weiteren Diagnostik und Behandlung. Währenddessen wurde damit begonnen, die „materielle“ Absi-
cherung in Angriff zu nehmen. Herr P. war seit Jahren als Wohnungsloser in der Innenstadt bekannt. 
Behördlich war er allerdings gar nicht erfasst; er besaß weder einen Personalausweis noch hatte er ir-
gendein Einkommen. Sogar die Ausstellung eines Ausweisdokuments gestaltete sich schwierig, da 
sich kein Angehöriger fand, der die Geburtsurkunde und damit die Identität von Herrn P. beglaubigen 
konnte. Es war letztlich der Nachsicht des zuständigen Mitarbeiters im Ordnungsamt zu verdanken, 
dass das Dokument seinem Besitzer ausgehändigt wurde. Weniger schwierig war es, Herrn P. in die 
laufenden Bezüge von Grundsicherung und Krankenversicherung zu bringen; der Fachbereich Sozia-
les der Stadt Hannover war hier ein guter Partner. Mitte des Jahres war Herr P. Bezieher einer kleinen 
Altersrente mit ergänzender Grundsicherung. Es folgten mit seiner Zustimmung die Beantragung und 
Bewilligung einer gesetzlichen Betreuung. Am Ende des Jahres war klar, dass Herr P. den Versuch 
startet, mit entsprechender Unterstützung in einer eigenen Wohnung zu leben. Er wird weiterhin sei-
nem gewohnten Tagesablauf nachgehen und in der Innenstadt zu finden sein. Jahrelang hat er ohne 
jegliche geregelte Unterstützung gelebt; mit seinem Geld kommt er deshalb gut aus. In Zukunft wird er 
nicht mehr im Freien übernachten, sondern wie andere auch abends nach Hause gehen. 

Herr S. (63 Jahre alt) wurde im Jahr zuvor nach einer Operation direkt aus dem Krankenhaus aufge-
nommen. Da er ein „kerniger“ Mensch ist, erholte er sich fast vollständig. Vor seinem Krankenhaus-
aufenthalt hatte er fast 15 Jahre lang im Grüngürtel von Hannover gelebt. Er besitzt ein Mofa mit An-
hänger und war dadurch immer mobil. Vor dieser Zeit gab es eine lange Lebensphase während der er 
berufstätig war und einen Sohn groß gezogen hat. Herr S. ist im ersten Quartal in eine eigene Woh-
nung gezogen, in der er bisher sehr gut zurecht kommt. Er wird weiterhin durch einen Mitarbeiter der 
Beratungsstelle betreut. 

Frau F. (53 Jahre alt) ist im vergangenen Jahr zum zweiten Mal in der Krankenwohnung aufgenom-
men worden. Frau F. hat fast die Hälfte ihres Lebens auf der Straße verbracht; etwa 15 Jahre in Han-
nover und vier Jahre in ihrer Geburtsstadt Leipzig. Dort in der Nähe sollen auch ihre drei erwachsenen 
Kinder leben, zu denen seit Jahren kein Kontakt mehr besteht. Dieses Mal wurde sie aufgrund einer 
fortgeschrittenen Krebserkrankung aufgenommen. Die Behandlung ist aufwendig und anstrengend; 
stationäre Chemotherapie, Bestrahlung, künstliche Ernährung und Versorgung durch den Pflegedienst 
in der Krankenwohnung. Von sozialarbeiterischer Seite wurde Erwerbsunfähigkeitsrente und der 
Schwerbehindertenausweis für Frau F. beantragt. Am Beispiel von Frau F. fällt auf, wie tapfer Men-
schen durch solche lebensbedrohlichen Situationen gehen, obwohl sie dabei viele Beeinträchtigungen 
zu erleiden haben und ein hohes Maß an Disziplin angesichts der Behandlung aufbringen müssen. 

Herr K. (49 Jahre alt) wurde Ende des Jahres nach 23 Jahren Haft aus einer Justizvollzugsanstalt ent-
lassen. Der Entlassungsgrund ergab sich aus einer schweren Herzerkrankung, die Herrn K. haftunfä-
hig machte. Bedingung für die Entlassung war allerdings die Zusage der Krankenwohnung, für den 
anschließenden Aufenthalt zur Verfügung zu stehen. Kurz nach seiner Ankunft war ein erneuter Kran-
kenhausaufenthalt und eine lebensrettende Operation nötig. Seitdem geht es dem Patienten gut. Auch 
die übrigen Belange seines Lebens scheinen einen guten Verlauf zu nehmen, denn Herr K. unterhält 
schon seit einigen Jahren soziale Kontakte in Hannover und steht in Verbindung zu einigen Mitglie-
dern seiner Familie. Er hat vor, sich möglichst bald eine Wohnung zu suchen. 
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Ziele für das kommende Jahr 

Für das Jahr 2007 hat die Krankenwohnung folgende Ziele vereinbart:  

1. Das Angebot der Krankenwohnung für chronisch schwerkranke Menschen verbessern. 

In der Geschichte der Krankenwohnung hat es immer wieder Fälle mit schweren und lebensbedrohli-
chen Erkrankungen gegeben. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt halten sich zwei Bewohner mit bösartigen 
Tumorerkrankungen in der Krankenwohnung auf. Es hat bereits weitere Anfragen gegeben, Klien-
ten/innen mit ähnlichen Erkrankungen aufzunehmen.  

Das Klientel der Wohnungslosenhilfe ist besonders häufig von bösartigen Erkrankungen des HNO-
Bereichs und der Atmungsorgane betroffen. Die Behandlung und das gesamte Management um die 
Erkrankung sind relativ aufwändig. Wohnheime sind damit meist überfordert. Hier gilt es Versorgungs-
lücken zu schließen. Die Aufnahme dieser Patienten/innen stellt aber nicht nur besondere Aufgaben 
an die Bewältigung des Krankheitsgeschehens, sondern auch an die eventuelle Versorgung im Falle 
der Aussichtslosigkeit auf Genesung. Hier ist die Zusammenarbeit mit ambulanter und stationärer Pal-
liativpflege gefragt oder eine Vermittlung ins Hospiz. Die Aufnahme schwerkranker Patienten/innen 
hat auch Auswirkungen auf die übrigen Bewohner/innen der Krankenwohnung; dies ist im Gesamtge-
schehen zu berücksichtigen.  

2. Der laufende Kontakt zu einem/er Psychiater/in/Psychologe/in soll hergestellt werden. 

Wohnungslose Menschen leiden häufig unter psychischen/psychiatrischen Störungen oder Erkran-
kungen. Es fehlen nach wie vor niedrigschwellige psychiatrische Angebote. Oft haben Menschen mit 
diesen Belastungen mangelndes Vertrauen oder auch nicht die Krankheitseinsicht, von sich aus einen 
niedergelassenen Psychiater aufzusuchen. Wahrscheinlich ist das psychiatrische Hilfesystem für 
wohnungslose Menschen das am schwersten zugängliche. Für die Arbeit in der Krankenwohnung wä-
re es wünschenswert, Kontakt zu einer/m Psychiater/in zu haben, der/die im Einzelfall bereit und in 
der Lage ist, Patient/innen auch vor Ort aufzusuchen und zu diesen einen Kontakt aufzubauen. 

3. Neue Wege und Möglichkeiten in der Versorgung kranker Wohnungsloser aus Mitgliedsstaaten der 
EU (ohne gültigen Krankenversicherungsschutz) finden. 

Ausländer ohne Krankenversicherungsschutz werden im Notfall medizinisch versorgt, wenn es darum 
geht, lebensrettende Maßnahmen durchzuführen. Nach einer Behandlung im Krankenhaus ist die 
Versorgung allerdings schnell beendet und ein beispielsweise frisch operierter Mensch weiß anschlie-
ßend nicht, wo er weiter genesen kann. Solche Fälle kennen alle Kollegen/innen der ambulanten 
Wohnungslosenhilfe aus ihrem Arbeitsalltag. Besonders Mitarbeiter/innen von Anlaufstellen und Ta-
gesaufenthalten sind häufig mit einer solchen Situation konfrontiert. Wohnungslose Menschen, die 
sich ohne gültige Aufenthaltserlaubnis in der „Szene“ aufhalten, haben keinen Krankenversicherungs-
schutz und verfügen über keinerlei Einkommen. Sie sind nicht hilfeberechtigt; dies gilt auch für den 
Aufenthalt in der Krankenwohnung. Solch einen Menschen trotzdem aufzunehmen bedeutet ein hohes 
Risiko und ist derzeit nicht möglich. Das Feld der eventuellen Möglichkeiten einer Finanzierung in sol-
chen Fällen soll untersucht werden. 

Was „Die KuRVe“ am „Laufen“ hält 

Das Team 

Ende Juni war der Zivildienst von Yasar Krysiak beendet. Neun Monate lang war er eine wirkliche Un-
terstützung für die Krankenwohnung. Im Oktober hat Sebastian Barnstorff seinen Dienst begonnen. 
Die Besetzung dieser Stelle ist angesichts des zu bewältigenden Arbeitsaufwandes sehr wichtig. 
Glücklicherweise ist Herr Barnstorff frisch ausgebildeter Altenpfleger und bringt so eine zusätzliche 
Kompetenz mit.  

Elke Walpert-Niemann ist seit fast sechs Jahren als Krankenpflegehelferin in der „KuRVe“ tätig. Ihre 
Arbeit, die im Zentrum das gesundheitliche Vorankommen der Bewohner verfolgt, leistet sie mit erfri-
schendem Einsatz und mit medizinisch professionellem Blick. Sie bringt somit das nötige Gegenge-
wicht zur Sichtweise der tätigen Sozialarbeiterin (Corinna Genz). 

In die Aufzählung der Teammitglieder gehört auch Anna Appiah, die als Raumpflegerin für die Kran-
kenwohnung arbeitet. Nicht zuletzt verdanken die Räumlichkeiten der Krankenwohnung ihr den pas-
sablen Eindruck, den sie bei Besuchern/innen hinterlassen. Den Bewohnern/innen begegnet sie mit 
ihrer stets angenehmen, freundlichen Art, was wesentlich zur guten morgendlichen Atmosphäre bei-
trägt. Für ihren Umgang mit den manchmal nicht so erfreulichen Zuständen in der Krankenwohnung, 
z. B. nach dem Wochenende, ist die Belegschaft der „KuRVe“ Frau Appiah zutiefst dankbar. 
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Nicht zuletzt ist Frau Corinna Genz zu nennen, die mit viel persönlichem Engagement die Atmosphäre 
in der Einrichtung prägt. Ihre hohe Bereitschaft, z. B. die Arbeitszeiten den Bedürfnissen der „KuRVe“ 
anzupassen und zur Not auch zu unüblichen Zeiten im Einsatz zu sein, sind von unschätzbarem Wert. 

Unterstützung von außen 

Weiterhin besuchte Pastor Meyerbröker in seiner Tätigkeit als Seelsorger die Bewohner/innen der 
Krankenwohnung regelmäßig. Ein besonders intensives Verhältnis entstand in diesem Jahr zu einer 
Patientin, die Herrn Meyerbröker auf der Straße angehalten und auf ihren Gesundheitszustand auf-
merksam gemacht hatte. Sein anschließender Anruf in der „KuRVe“ führte zur Aufnahme der Patien-
tin. 

Die Krankenwohnung wurde auch in diesem Jahr von vielen Menschen „beschenkt“; z. B. durch das 
gesammelte Geburtstagsgeld einer Ehefrau, die beschlossen hatte, dass ihr Mann „schon alles habe“ 
und auf der Feier eine Spendenbox für die Krankenwohnung aufgestellt hatte. Viele solcher Zuwen-
dungen kommen von Bewohnern/innen und Kirchengemeinden aus dem Stadtteil. Diese deutlichen 
Zeichen der Akzeptanz und Wertschätzung sind besonders erfreulich.  

Mitte des Jahres kam es zu einem Besitzerwechsel des Hauses in der Güntherstraße 7. Seitdem wur-
de die Wohnung in der unteren Etage renoviert. Der neue Besitzer ist mit seiner Frau und zwei kleinen 
Kindern Ende des Jahres eingezogen. Die Belegschaft der „KuRVe“ hofft auf ein gutes Miteinander. 

Statistik 

Der „klassische Klient der Krankenwohnung“ ist männlich, ledig, wohnungslos, zwischen 45 und 65 
Jahren alt und seit mindestens drei Monaten in Hannover.  

Mehr als die Hälfte der 2006 aufgenommenen Menschen hat bereits mehrmals einen Wohnungsver-
lust erlebt und ist zum Zeitpunkt der Aufnahme fünf Jahre und länger wohnungslos. Über 70 % lebten 
vor Einzug auf der Straße. Die Hälfte von ihnen bezieht ALG II, die anderen Patienten/innen leben von 
kleinen Renten oder Grundsicherung bzw. Leistungen nach SGB XII. Mehr als die Hälfte geben an, 
seit mindestens vier Jahren arbeitslos zu sein, wobei ebenfalls über die Hälfte der Klienten/innen an-
geben, über eine abgeschlossene Berufsausbildung zu verfügen. Fast siebzig Prozent behaupten von 
sich, alkoholkrank zu sein. 

 

 

Für die Zeit nach der Krankenwohnung wün-
schen sich ausnahmslos alle, in einer eigenen 
Wohnung zu leben und auf keinen Fall auf „die 
Straße“ zurückzukehren.  

 

 

 

 

 

Auch in 2006 hat „Die KuRVe“ wieder mehr Aufnahmeanfragen gehabt, als sie positiv beantworten 
konnte. Im Folgenden eine Aufzählung der Gründe, die gegen eine Aufnahme sprachen: 

Kein Platz frei       9 

Patient/in ist zu pflegebedürftig     1 

Patient/in ist Angehöriger der illegalen Drogenszene   3 

Nicht legaler Aufenthaltsstatus     3 

Zu starke psychische Beeinträchtigung     1 

In einigen Fällen wurde zudem übergangsweise ein Notbett belegt.

Abgangsstatistik
55%

9%

9%

27%

Wohnung
Einrichtung der Wohnungslosenhilfe
Krankenhaus/Entgiftung
ohne ges. Unterkunft
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3.7 Ökumenische Essenausgabe  

Vom 1. Dezember 2006 bis zum 17. März 2007 hatte die Ökumenische Essenausgabe ihre Türen 
zum achtzehnten Mal geöffnet. Es waren, wie auch in den vergangenen Jahren, wohnungslose Bürge-
rinnen und Bürger und andere am Rande der Armutsgrenze lebende Menschen zu einer kostenlosen 
warmen Mahlzeit eingeladen. 

Das Angebot wurde wieder von den seit vielen Jahren bewährten Kooperationspartnern getragen: 

�� Katholische Propsteigemeinde Basilika St. Clemens 

�� Ev.-ref. Kirchengemeinde Hannover  

�� Diakonisches Werk Stadtverband Hannover e. V. 

�� und dem Ev. Diakoniewerk Friederikenstift, wo das Essen gekocht wurde. 

Ein unverzichtbarer Bestandteil der Ökumenischen Essenausgabe war darüber hinaus die Arbeit der 
ehrenamtlichen Mitarbeiter/innen. Insgesamt 19 engagierte Personen unterstützten die Arbeit, bereite-
ten den Nachtisch in Form von Obst oder Jogurt vor und bewirteten anschließend zwei Stunden täg-
lich die Gäste. 

Die Arbeit in der Spülküche wurde die ganze Zeit über von einer sehr zuverlässigen Mitarbeiterin, die 
in einer „1-€-Maßnahme“ beschäftigt war, erledigt. Das Abholen des Essens aus dem Friederikenstift 
sowie der Einkauf wurde von einem Mitarbeiter der Basilika St. Clemens übernommen. Für die Vertre-
tung standen zwei Zivildienstleistende der Zentralen Beratungsstelle zur Verfügung. 

Für ihre engagierte Mitarbeit möchten wir allen Mitwirkenden ganz herzlich danken.  

Die Essenausgabe finanziert sich ausschließlich über Spenden; das Projekt ist nur durch diese Unter-
stützung möglich. 

Ganz besonders bedanken wir uns deshalb, auch im Namen der Besucher/innen, bei allen Spendern 
und Spenderinnen aus den Kirchengemeinden, Kirchenkreisen und Organisationen sowie bei den 
zahlreichen privaten Spendern und Spenderinnen. 

Das Angebot 

In der Essenausgabe wird allen Besuchern/innen ein Ort geboten, an dem es eine warme Mahlzeit 
gibt, einen Platz zum Verweilen und Menschen, die zum Gespräch bereit sind.  

Für konkrete Hilfeanfragen und zur Lösung von Konflikten während der Öffnungszeiten standen zuerst 
eine Sozialpädagogin, später eine Pastorin und ein Diakon aus der Mitarbeiterschaft der ZBS zur 
Verfügung. 
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Essen für Leib und Seele, 

Zur ökumenischen Essenausgabe an der Clemenskirche kommen viele Menschen, Durchrei-
sende und noch mehr, die schon seit Jahren hierher kommen.  

Alle diese Menschen haben ihre Geschichte. 

Sie kommen aus sehr unterschiedlichen sozialen Milieus. Da ist der ehemalige Unternehmer, 
dessen Firma in Konkurs ging, der geschiedene Familienvater, die alleinerziehende Mutter, die 
junge Frau, die seit Jahren drogenabhängig ist, der ehemalige Soldat, der im Krieg im Balkan 
oder im Nahen Osten Dinge erlebt hat, die ihn jetzt nicht mehr loslassen. Die Liste ließe sich 
fortsetzen. 

Sie kommen für eine warme Mahlzeit am Tag. Oft ist das Mittagessen ihre erste Mahlzeit am 
Tag. Nicht alle sind wohnungslos. Viele kommen nicht nur wegen des Essens, sondern auch 
um nicht allein zu sein. Essen in Gesellschaft gehört zur menschlichen Kultur. Wer keine Arbeit 
und keine Familie hat, merkt schnell, dass Brot allein nicht satt macht. An Tagen, an denen 
nicht so viele Menschen da sind und deswegen mehr Platz ist, bleiben die, die gerne kommen, 
etwas länger. 

Kaffee mit viel Milch und noch mehr Zucker 
nach dem Essen gehört für die meisten dazu. 
Süßigkeiten, die um die Weihnachtszeit herum 
gespendet werden, werden gerne angenom-
men. Ein Schokopudding, der im Supermarkt 
19 ct kostet, ist hier doch etwas besonderes. 
Schokolade tröstet die Seele. Die Gespräche 
miteinander und mit den Mitarbeitern/innen sind 
aber wichtiger.  

Der Keller unter der Clemenspropstei ist kein 
Paradies. Es ist nur ein Kellerraum, oft ein ü-
berfüllter Kellerraum. Hier geht es nicht immer 
friedlich zu. Auch hier gibt es Streit, Neid und 
Missgunst untereinander. Trotzdem ist dieser 
Kelleraum für die Menschen, die kommen, in 
der Winterzeit ein Zufluchtsort. Nicht der Beste 
aller möglichen Orte, aber ein Ort, der für 3 ½ 
Monate für sie eine Anlaufstelle ist. 

 

 
Die Besucher/innen 

In diesem Winter wurden an 89 Öffnungstagen 7800 Gäste mit einer warmen Mahlzeit versorgt.  
Damit kamen rund 88 Personen pro Tag. Dieses bedeutet einen Rückgang bei den Besucherzahlen 
um ca. 10 Personen pro Tag. Dafür sind im Wesentlichen drei Gründe zu benennen. In diesem Jahr 
gab es einen extrem milden Winter, dadurch war es nicht so dringlich einen zusätzlichen warmen Ort 
aufzusuchen. Als zweiter Grund ist sicherlich die geänderte personelle Situation anzuführen. In die-
sem Jahr standen nicht die Sozialarbeiter/innen des Kontaktladens „Mecki“ für die Begleitung der Es-
senausgabe zu Verfügung. Damit war für die Klienten/innen des Kontaktladens die Möglichkeit, ihre 
Fragen durch die „Sozialarbeiter/innen ihres Vertrauens“ noch an anderer Stelle beantwortet zu be-
kommen, nicht mehr möglich. Als weiterer Grund wurde von den Besuchern/innen angegeben, dass 
es in diesem Jahr ein paar neue kostenlose Essen-
angebote gab. 

Wie in jedem Jahr gab es auch die starken Unter-
schiede in den Besucherzahlen vom Monatsanfang 
zum Monatsende. Die Zahlen schwankten von 70 
bis 130 Personen pro Tag (s. Diagramm). 

Dieses ist ein deutliches Anzeichen dafür, dass die Besucher/innen der Essenausgabe unterhalb der 
Armutsgrenze leben. Ihr geringes Einkommen aus Sozialhilfe, Arbeitslosengeld II, Grundsicherungs-
rente oder anderen Einkommen reicht offensichtlich nicht aus, um sich aus eigenen Mitteln den gan-
zen Monat zu versorgen. 

Das langjährig erprobte Zählverfahren: 
Die Anzahl der Besucher/innen wird über die 
Zählung der Teller festgestellt. Jede/r Besu-
cher/in erhält einen Teller. Nachschlag wird mit 
dem selben Teller geholt. 
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Besucherstatistik Essenausgabe 2006 / 2007
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Leider kam es auch in diesem Jahr zu einigen Streitereien und Aggressionen zwischen den Besu-
chern/innen. Die Aufgabe der hauptamtlich Mitarbeitenden war es, Streitigkeiten zu schlichten und 
Aggressionen rechtzeitig zu erkennen und beruhigend auf die Besucher/innen einzuwirken. 

Die besonders angespannte Lebenssituation, in der sich die Besucher/innen der Essenausgabe be-
finden, verlangte häufig nach konkreten Hilfen. Hier wurden sie, nachdem das eigentliche Problem er-
kannt war, an die entsprechenden Beratungseinrichtungen weitervermittelt. 

Die ehrenamtlichen Mitarbeiter/innen 

Die Ausgabe der Mahlzeiten, das Verteilen von Obst, Joghurt und Pudding, die Gestaltung der bunten 
Teller mit den Weihnachtskeksspenden und die vielen Gespräche mit den Besuchern/innen wurde von 
vierzehn Frauen und fünf Männern geleistet. Sie arbeiteten in Teams zu zweit oder dritt einmal die 
Woche. Einige kamen als Springer bei Krankheit oder anderer persönlicher Verhinderung zum Ein-
satz. 

Das Spektrum der Ehrenamtlichen reichte von der Rentnerin bis zum Maschinenbaustudenten. Alle 
waren mit Leib und Seele bei der Essenausgabe, was zu der besonders guten Atmosphäre während 
der ganzen Zeit beitrug. 

Zusätzlich zu den ca. zweieinhalb bis drei Stunden Dienst wöchentlich nahmen die ehrenamtlich Mit-
arbeitenden an zwei Vorbereitungstreffen und einer monatlichen Teambesprechung teil. 

Zum Abschluss gibt es Mitte April eine Auswertung und ein kleines „Dankeschön“. Über das 
ehrenamtliche Engagement in der Essenausgabe wird allen ein Zertifikat ausgestellt.  

„Splitter“ aus der Essenausgabe 

�� In der Zeit nach Weihnachten bis in die erste Neujahrswoche erhielt die Essenausgabe sehr 
große Mengen an Brot gespendet. Die nicht verwerteten Reste wurden von den Mitarbei-
tern/innnen an andere Wohnungsloseneinrichtungen weitergereicht. Für diese Brotspenden 
recht herzlichen Dank! 

�� Sofern bei der Essenausgabe Reste übrig blieben, wurden diese von den Besuchern/innen 
gerne für die weitere Tagesverpflegung mitgenommen. Die Behälter dafür wurden von ehren- 
und hauptamtlichen Mitarbeiter/innen der Essenausgabe und im Diakonischen Werk gesam-
melt. 

�� Die Ökumenische Essenausgabe war ein Drehort für den Film HANNOVER SPIELT WEITER. 
Es ist ein künstlerischer Film: „In die Realität hannoverschen Alltags kommt ein Fußball und 
wird filmisch begleitet“.
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�� Von Mitte Januar bis zum Ende erhielt die Essenausgabe von einer weiteren Bäckerei eine 
regelmäßige Brotspende. Durch diese Spende konnten einige Brotzukäufe eingespart werden 
und zusätzlich viele Besucher/innen mit Brot für weitere Mahlzeiten versorgt werden. Auch für 
diese Brotspende recht herzlichen Dank! 

�� Drei Schülerinnen und Schüler einer 10ten Klasse des Kurt-Schwitters-Gymnasiums in Hanno-
ver haben, während einer Projektwoche zum Thema Armut einen Tag in der Essenausgabe 
mitgeholfen. 

�� In der Anfangsphase wurde in der Lokalpresse, im Fernsehen und Rundfunk mit kurzen Be-
richten und kleinen Dokumentationen die Ökumenische Essenausgabe in der Öffentlichkeit be-
kannt gemacht. 

 

 

4. Zentrale Dienste und Verwaltung 

Pforte (Anmeldung und Telefonzentrale) 

Die Pforte in der Zentralen Beratungsstelle ist die Drehscheibe für Klienten/innen, Kollegen/innen von 
externen Einrichtungen, Besuchern/innen von Behörden und vielen anderen Menschen, die in diesem 
Hause nach Unterstützung fragen oder Termine haben. Von hier aus werden die Besucher/innen mit 
ihren unterschiedlichen Anliegen an die Beratungsstelle im 1. OG, die Soziale Schuldnerberatung, die 
AG Resohelp, die Sozialplanung oder 
die Leitung und Verwaltung weitergelei-
tet. Aus eingehenden Spenden werden 
Klienten und Klientinnen mit Kleidung 
und Brötchen versorgt. 

In der Pforte werden die zentral einge-
henden Telefongespräche weitervermit-
telt, Auskünfte erteilt und Sachspenden 
angenommen, sowie das Büromaterial 
und andere Verbrauchsmaterialien ver-
waltet und kleinere Druckaufträge für die 
Mitarbeiter/innen erledigt. 

Postadressen 

Die Einrichtung von Postadressen ist für 
den Personenkreis der Wohnungslosen 
ein Angebot der Grundversorgung. Die 
postalische Erreichbarkeit dient zur Schaffung der Voraussetzung zum Erhalt von Leistungen, z. B. 
nach dem SGB II und III ebenso wie der Kontaktaufnahme zu Verwandten und Freunden auf dem 
Briefweg. Die mit der Postadresse verbundene „ladungsfähige Adresse“ ist bei Gerichtsverfahren von 
unerlässlichem Wert.  

231 Personen hatten Ende 2006 ihre Postadresse in der Hagenstraße 36. Im Verlauf des Berichtsjah-
res nahmen 581 Klienten/innen dieses Angebot an. Gegenüber dem Vorjahr haben im Berichtszeit-
raum rund 100 Personen mehr eine vorübergehende Postanschrift gehabt. 

Geldverwaltung 

Unterschieden wird zwischen den intern bei der ZBS für die Klienten/innen geführten Konten (Ver-
wahrgeldkonten) und den Konten, die bei der Deutschen Bank 24 eingerichtet werden. Im Jahr 2006 
bestanden 68 Verwahrgeldkonten (Vorjahr 77). Bei der Deutschen Bank 24 wurden über die ZBS ins-
gesamt 155 Konten für Klienten/innen geführt (Vorjahr: 163). Hierbei handelt es sich um Treuhand-
konten.  



30 Jahresbericht 2006 
 

Zentrale Dienste und Verwaltung 
 

Insgesamt erfolgen im Jahresverlauf auf diesen Konten 9.500 (Vorjahr 10.900) Buchungen. Davon 
entfielen auf:  

 2006 Vorjahr 

Auszahlungen per Scheck 1.900 2.000 
Überweisungen 5.200 5.800 
Einzahlungen 2.400 3.100 

 
Der Rückgang bei den Kontobewegungen ist unter anderem mit der reduzierten Anzahl der Konten zu 
erklären. Die Anzahl der Kontobewegungen schwankt stark durch die Anzahl der Konten, über die ei-
ne Schuldenregulierung stattfindet. Bei einer Schuldenregulierung fallen überproportional viele Über-
weisungen an. 

Das Angebot der Geldverwaltung mit einhergehender persönlicher Unterstützung (§ 3 DVO zu § 67 
SGB XII) wird von dem Klientel der Beratungsstelle, der Schuldnerberatung und der AG Resohelp in 
Anspruch genommen. Die Geldverwaltung dient u. a. der Sicherstellung regelmäßiger finanzieller 
Verpflichtungen. Dazu gehören z. B. Mietzahlungen oder Überweisungen zur Schuldenregulierung. 

Hausmeisterei 

Eines der Ziele in den Zentralen Diensten war es, die Ausgabe der (Klienten-) Post kundenfreundli-
cher zu gestalten. 

Dieses Ziel wurde mit den baulichen Maßnahmen im Wesentlichen durch das hohe Engagement un-
seres Hausmeisters realisiert. Es wurde eine Wand versetzt und eine hellere und freundlichere 
Postausgabe gebaut. Im Zusammenhang mit der Neugestaltung der Poststelle wurde auch die Kasse 
renoviert. In den drei Räumen der Verwaltung wurde neuer Fußbodenbelag durch einen Fachbetrieb 
verlegt. 

Ein zweites größeres Bauvorhaben war die Sanierung der WC-Anlage im ersten Obergeschoss. Die 
notwendigen Heizungs- und Sanitäranlagen sowie die Fliesenarbeiten wurden von Fachbetrieben 
durchgeführt. Alle anderen Arbeiten wurden ebenfalls in Eigenarbeit erledigt. 

Verwaltung/Rechnungswesen 

In der Verwaltung haben wir eine Mitarbeiterin in den Ruhestand verabschiedet. Notwendige Einspa-
rungen zwangen dazu, die frei werdende ganze Stelle nur noch zu 50 % wieder zu besetzen. 

Um die Mitarbeiter/innen mit der Tabellenkalkulation am PC vertrauter zu machen, gab es im vergan-
genen Jahr eine Fortbildung im Umgang mit Excel. Diese Fortbildung wurde von der Verwaltung, aber 
auch von Mitarbeiter/innen aus anderen Fachgruppen wahrgenommen. Es soll 2007 eine weitere 
Fortbildung hierzu stattfinden. 

Aufgrund der personellen Veränderungen, aber auch zur besseren Gestaltung der Arbeit, wurden im 
Berichtsjahr die Arbeitsabläufe in der Verwaltung untersucht und verändert. Dieses Vorhaben wird 
2007 fortgesetzt. 

Bei der Beantragung und Abrechnung der Entgelte und Zuwendungen entsteht ein immer umfangrei-
cherer Verwaltungsaufwand. Die Kostenträger verlangen zunehmend detailliertere sachliche Angaben 
zu den einzelnen abzurechnenden Kostenarten. 

Ziele 2007 

Für das Jahr 2007 wurden folgende Ziele mit den Mitarbeiter/Innen vereinbart: 

�� Postadressenverwaltung soll EDV-gestützt versehen werden 

�� Die Arbeitsabläufe werden nach den durchgeführten Personalreduzierungen den geänderten 
Rahmenbedingungen angepasst. 

�� Die Wirtschaftsplanung soll mit maximaler Transparenz durchgeführt werden. 

�� Die Mitarbeiter/innen werden mehr in das QM–System der ZBS einbezogen. 

�� Besserer Umgang mit der Tabellenkalkulation am PC. 
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5. Flächenorientierte Ambulante Hilfe/Fachgruppenle itung 
Klausurtagung vom 01. bis 03. Juni in Ottenstein 

Die Klausurtagung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der FLoH fand unter dem Thema „Welche in-
haltlichen und strukturellen Veränderungen beeinflussen die Arbeit durch das Inkrafttreten SGB II und 
XII?“ statt. Unter der Moderation von Herrn Lothar Schäfer wurden verschiedene Themen gesammelt 
und in Arbeitsgruppen bearbeitet. Die Schwerpunkte waren im Einzelnen: 

�� Hilfeplan versus Eingliederungsvereinbarung 
Wie korrespondieren die Ziele: Eingliederung in den Arbeitsmarkt (SGB II) gegenüber der Einglie-
derung in die Gesellschaft (SGB XII)? 

�� Gewährungspraxis 
Zusammengetragen wurde die unterschiedli-
che Gewährungspraxis in den einzelnen Land-
kreisen und es wurden Möglichkeiten überlegt, 
diese im Einzelfall zu verbessern. 

�� Von der Rechtsverwirklichung zur Armutsver-
sorgung 
Hier wurde die Frage untersucht, ob sich das 
Selbstverständnis der Ambulanten Hilfe auf-
grund der geänderten Rahmenbedingungen 
geändert hat. 

�� Erwartungen der ARGE/Sozialämter 
Im Hinblick auf die zu erwartende Kommunali-
sierung der Hilfen wurde überlegt, welche Er-
wartungen der Institutionen vor Ort an die Ambulante Hilfe bestehen. 

Alle Themen wurden 2006 zum Teil in Arbeitsgruppen weiter bearbeitet und werden auch in 2007 ver-
einzelt noch Schwerpunkte bilden. 

Vereinbarungen Tagesaufenthalte 

Schwerpunkt der Verhandlungen mit dem Nds. Landesamt für Soziales und dem Sozialministerium 
war die Erfassung und Weitergabe der Daten über die Besucher/innen der Tagesaufenthalte. 

Es konnte Einigkeit darüber hergestellt werden, dass Name, Vorname, Geburtsdatum, Geschlecht und 
Zugehörigkeit der Personen in die jeweilige Zuständigkeit des örtlichen oder überörtlichen Kostenträ-
gers erfasst werden. Letzteres wird Grundlage der zukünftigen Finanzierung durch den jeweiligen 
Kostenträger sein. 

Die Daten werden in den Einrichtungen erfasst und verbleiben dort für die Dauer von fünf Jahren, wei-
tergegeben werden lediglich die addierten Zahlen. 

Für Einrichtungen mit hohem Publikumsverkehr, z. B. „DüK“, Kontaktladen „Mecki“, wurde eine Aus-
nahmeregelung vereinbart. 

Umsetzung SGB II 

Auch in 2006 führte die Umsetzung des SGB II zu erhöhtem Arbeitsaufwand. Beispielsweise wurden 

• Mietkosten nicht in der erforderlichen Höhe übernommen, 

• die Erstausstattung mit Mobiliar verweigert, 

• Hilfesuchende nach drei Tagen aufgefordert sich beim städtischen Bauhof zur Arbeit zu melden, 

• Pensionsübernachtungen verweigert. 

In vielen Einzelfällen war die persönliche Intervention der Mitarbeiter/innen der Ambulanten Hilfe er-
forderlich; der zeitliche Aufwand war hoch. 
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5.1 Beratungsstelle Celle  

Ziele aus dem laufenden Jahr 

Kontaktaufnahme/Verhandlung mit der Agentur für Arbeit 

Eine Kontaktaufnahme mit der Behörde gestaltete sich nach wie vor sehr schwierig, u.a. weil keine 
komplette Telefonliste zur Verfügung gestellt wurde. Dies bedeutete im Einzelfall einen erheblichen 
Zeitaufwand bei der Klärung von auftretenden Problemen.  

Hier stellen wir einen Unterschied zu anderen Behörden wie den Sozialämtern der Stadt Celle und 
des Landkreises fest. Im konkreten Einzelfall findet mit den Sacharbeitern/innen eine positive Zusam-
menarbeit statt.  

Kontaktaufnahme mit dem Landkreis 

Ein Gespräch mit dem Landkreis, vertreten durch Herrn Hauer, fand im Herbst 2006 statt. Im Ge-
spräch wurde die Zunahme an Besuchen von "örtlichen" Hilfesuchenden erläutert und das Interesse 
seitens der Ambulanten Hilfe artikuliert, eine Mitfinanzierung durch den Landkreis zu erreichen, damit 
auch dieser Personenkreis beraten/betreut werden kann. Als Ergebnis sollte geprüft werden, inwieweit 
der Landkreis sich an den Kosten der Hilfen gem. § 67 SGB XII beteiligen würde. Seitens der ZBS 
wurde der Entwurf einer Vereinbarung und eine Anlaufstatistik der AH Celle als Informationsgrundlage 
übermittelt. Ein Gespräch über den möglichen Abschluss einer Vereinbarung steht noch aus. 

Stellenbesetzung 

Mitte November fanden Vorstellungsgespräche statt. Die neue Mitarbeiterin wird als Vertretung für die 
Kollegin im Erziehungsurlaub zum 01.01.07 mit einer 0,5 Stelle eingestellt. Bei der Einstellung dieser 
neuen Mitarbeiterin wurde auf die tägliche Einsatzmöglichkeit geachtet. 

Supervision, Intervision, Verbesserung der Kommunik ation zwischen Mitarbeiter/innen  

Die Mitarbeiter/innen nahmen an sechs Supervisionssitzungen teil. Diese führten zu einer Verbesse-
rung der Arbeitsstrukturen und Kommunikation vor Ort. Intervisionstermine mit Kolleginnen und Kolle-
gen aus anderen Dienststellen fanden in unregelmäßigen Abständen statt. 

Besonderheiten im Arbeitsbereich 

Obwohl durch die Supervision eine Verbesserung in der Büroorganisation und der Kommunikation 
zwischen den Mitarbeiter/innen erreicht wurde, ist im Jahr 2006 das selbe über die Schwierigkeiten 
mit drei Teilzeitmitarbeiter/innen, die nicht täglich in der Dienststelle anwesend sind, zu berichten.  

Es ergaben sich immer wieder Probleme in der Absprache, z. B. konnten interne Teambesprechungen 
über Hilfeprozesse der Klienten und Büroabläufe, Zielentwicklungsgespräche nur eingeschränkt statt-
finden. Im Umgang mit Behörden bzw. bei der Klärung von Vorgängen stellten die Mitarbeiter/innen 
fest, dass es immer wieder zu Übertragungsverlusten beim Austausch von Informationen kam. Für die 
Klienten/innen hat diese Situation bedeutet, dass sie sich auf bis zu drei Ansprechpartner/innen ein-
stellen mussten. Zeit außerhalb der Sprechstunden für Hausbesuche bei Betreuten war kaum vorhan-
den. Diese Schwierigkeiten wurden verstärkt durch die lange Erkrankung eines Mitarbeiters und den 
Mutterschutz einer Mitarbeiterin. 

Aufgrund der beschriebenen Besetzungsproblematik, war die Aufrechterhaltung der Beratungszeiten 
das primäre Interesse. Zeit für Öffentlichkeitsarbeit, Klientenausflüge etc. war kaum vorhanden.  

Die Verlängerung der Arbeitsgelegenheit mit Mehraufwandsentschädigung und die weitere Beschäfti-
gung des Mitarbeiters, der seine ihm übertragenen Aufgaben mit großem Engagement erfüllte, sowie 
der Einsatz der Verwaltungskraft, über ihr Aufgabegebiet hinaus, haben erheblich zum reibungslosen 
Ablauf in dieser schwierigen Zeit beigetragen. 
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Ziele im Jahr 2007 

1. Optimierung der Computerfunktionalität (Ziel aus 2006). 

2. Abschluss eines Vertrages mit dem LK Celle zur Unterstützung von Personen im Rahmen des § 67       

    SGB XII. 

3. Renovierung des Aufenthaltsbereiches. 

4. „Asphaltgottesdienste“ und Schulklassenbesuche um die Arbeit der AH vorzustellen. 

5. Freizeitmaßnahme mit dem Klientel.

 

 

5.2 Beratungsstelle Hameln 

Ziele aus dem Berichtsjahr  

Zusammenarbeit mit dem JobCenter Hameln-Pyrmont vertiefen 

Am 26.06.2006 fand ein Gespräch der Mitarbeiter/innen der Ambulanten Hilfe, dem stellvertretenden 
Leiter des JobCenters sowie sieben Mitarbeiter/innen aus der Leistungsabteilung und der Arbeitsver-
mittlung in den Räumen der Ambulanten Hilfe statt. 

Schwerpunkt des Gespräches war der Abschluss einer Kooperationsvereinbarung. Der Abschluss ei-
ner solchen Vereinbarung erschien den Mitarbeiter/innen der Ambulanten Hilfe u. a. notwendig, weil 
für wohnungslose Männer und Frauen, die in Hameln bleiben wollen, seit Einführung der neuen Ge-
setzgebung zwei Fallmanager lediglich bis zum Einzug in eine eigene Wohnung zuständig waren. 
Nach Bezug der eigenen Wohnung wurden die Hilfeberechtigten an verschiedene Arbeitsvermitt-
ler/innen bzw. Fallmanager/innen ‚verteilt’. Da diesen die Problematik der Wohnungslosen häufig un-
bekannt war, sie darüber hinaus schlecht erreichbar waren und Informationen innerhalb des JobCen-
ters nicht zeitnah weitergegeben werden konnten, waren Absprachen nur unzureichend oder gar nicht 
möglich.  

In dem Gespräch wurde zwar eine schriftliche Kooperationsvereinbarung zum damaligen Zeitpunkt 
abgelehnt, da das JobCenter sich noch im ‚Strukturierungsprozess’ befand. Es konnte jedoch folgen-
de Vereinbarung getroffen werden: die bislang bis zum Wohnungsbezug zuständigen zwei Fallmana-
ger/innen sind auch darüber hinaus zuständig. Abhängig vom Einzelfall fanden Absprachen zwischen 
den Mitarbeiter/innen der Ambulanten Hilfe und dem Fallmanagement statt. Ist der Zeitpunkt für Maß-
nahmen zur Arbeitsintegration gekommen, wird dies den Fallmanager/innen mitgeteilt, diese überge-
ben den ‚Fall’ erst dann der zuständigen Arbeitsvermittlung. 

Information über die Lebenslagen wohnungsloser Menschen  

Über die Situation wohnungsloser Menschen und die Arbeit der Ambulanten Hilfe informierten sich 
während einer Dekanatskonferenz beim Caritas Hameln Mitarbeiter/innen der kath. Kirchengemein-
den und JVA Seelsorger. 

Im Rahmen der ‚Woche der Diakonie’ besuchten zwei Gruppen mit Kirchenvorstandsmitgliedern ver-
schiedener Kirchengemeinden und andere Interessierte die Ambulante Hilfe. 

Besonderheiten im Arbeitsbereich 

20 Jahre Ambulante Hilfe Hameln  

Die Ambulante Hilfe feierte gemeinsam mit dem Arbeitskreis „Runder Tisch Obdachlosigkeit“ und dem 
DRK Ortsverein am 7.10 2006 ihr 20-jähriges Bestehen. 

Neben der Darstellung der in den letzten zwei Jahrzehnten geleisteten Hilfe für in Not lebende Men-
schen war das Ziel der Veranstaltung, Hamelner Bürger/innen und Vertreter/innen aus Verwaltung, 
Politik und freien Hilfeträgern über das Leben der Menschen auf der Straße zu informieren und mehr 
Verständnis und Toleranz für deren schwierige Lebenslage zu wecken.  

Weiterhin sollte die lokale Situation dargestellt und für eine Verbesserung geworben werden. 

Die Gegenüberstellung der Hilfebedarfe und der Hilfeangebote zeigte vorhandene Lücken im örtlichen 
Hilfesystem auf. So ergab die Bestandsaufnahme, dass die Unterbringung der Wohnungslosen unzu-
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reichend ist und ein Tagesaufenthalt für Menschen ohne ausreichende Unterkunft in der Stadt fehlt. 
Bis auf das Obdachlosenfrühstück des Runden Tisches in der kalten Jahreszeit haben Wohnungslose 
in Hameln keine Möglichkeit sich am Tage in geschützten Räumlichkeiten aufzuhalten, da die Über-
nachtungsstelle um 8 Uhr schließt und erst um 18 Uhr wieder öffnet und auch nur durchreisenden 
wohnungslosen Männern zur Verfügung steht. 

Die hohen Anlaufzahlen des Frühstücks (Saison 2005/2006: 1483 Gäste an 117 Tagen, d. h. im 
Durchschnitt 13 Personen täglich bei einer Öffnungszeit von 75 Minuten) zeigten deutlich, dass in der 
Stadt Hameln ein großer Bedarf an einem Treffpunkt für die hiesige Armutsbevölkerung besteht. 

 

Die Veranstaltung zum 20-jährigen Bestehen 
gliederte sich in einen „offiziellen Teil“ in der 
Marktkirche (s. Bild), zu dem zahlreiche geladene 
Gäste erschienen waren. Für den Landkreis Hameln-
Pyrmont sprachen der Landrat, Herr Butte, für die 
Stadt Hameln der Bürgermeister, Herr Bremeyer, 
Grußworte. Ergänzt wurden diese durch kurze 
Ansprachen von Herrn Pastor Riesel (Marktkirche), 
Herrn Pastor Hoffmann in seiner Funktion als 
Sprecher des Rundes Tisches, Herrn Kahle 
(Fachdienstleiter Soziales der Stadt Hameln) in 
seiner Funktion als Vorsitzender des DRK und Frau 
Beel-Zimmer für die Ambulante Hilfe. Der Leiter des 
Diakonischen Werkes Hannover, Herr Pastor Lampe, 

informierte die Anwesenden durch seinen Fachvortrag über die Armutsentwicklung in Deutschland, 
die vielen Gesichter der Armut und über das Leben der Menschen auf der Straße, das in der Regel 
nicht die Folge von Leichtfertigkeit oder unwirtschaftlichem Verhalten ist, sondern Endprodukt eines 
Prozesses der Verarmung.  

Der zweite Teil der Veranstaltung bestand aus einer Ausstellung der beteiligten Verbände, der Stadt 
und dem Landkreis an der Hochzeitshausterrasse von 11.00 Uhr bis 14.00 Uhr. Passanten und öffent-
liche Vertreter/innen informierten sich über die Arbeit, Hilfeangebote und gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen über Schaubilder, Infomaterial oder persönliche Gespräche. 

Ergänzt wurde die Veranstaltung durch ein kulturelles Rahmenprogramm, eine Fotoausstellung der 
Asphaltfotografin Karin Powser, einen Vortrag für Konfirmanden über die Arbeit der Ambulanten Hilfe, 
Kinderaktivitäten und natürlich Kaffee und Kuchen (Spende der Bäckerinnung). 

Insgesamt wurde die Veranstaltung als sehr erfolgreich betrachtet. 

Trotz des schwierigen Themas Wohnungslosigkeit hatten sich zahlreiche Gäste eingefunden und gro-
ßes Interesse an der Thematik gezeigt, so dass den oben genannten Zielen einen großen Schritt nä-
her gekommen wurde. Die örtliche Presse informierte ausführlich in mehreren Artikeln. 

Wohnraumversorgung 

Im Jahr 2006 verschlechterte sich der Zugang zum Wohnungsmarkt in Hameln für wohnungslose 
Frauen und Männer weiter.  
Mit der Einführung des SGB II zum 01.01.05 war die Höhe der Mietübernahmegrenzen durch die Ori-
entierung an der Wohngeldtabelle gesenkt worden. Abhängig vom Baujahr des Wohngebäudes be-
deutete dies für die Stadt Hameln eine Reduzierung der Mietübernahmen zwischen 52,50 € und 
31,50 €, für den Landkreis zwischen 80 € und 47 €.  

Bereits Ende 2005 wurden Mieter/innen vom JobCenter Hameln-Pyrmont aufgefordert, die Unterkunftskos-
ten innerhalb einer Frist von sechs Monaten zu senken. Da nur wenige Vermieter/innen bereit waren, die 
Miete zu senken, und die Bestreitung der über der Übernahmegrenze liegenden Unterkunftskosten aus 
dem Regelsatz auf Dauer nicht leistbar war, erhöhte sich die Nachfrage nach billigem Wohnraum. Zusätz-
lich verschärft wurde die Situation auf dem Wohnungsmarkt für allein stehende Wohnungslose durch das 
veränderte Geschäftsverhalten der örtlichen Wohnungsbaugesellschaften. Nachdem der größte Anbieter, 
die Hamelner Wohnungsbaugesellschaft (HWG), schon seit längerem bei allen Bewerbern/innen Schufa-
auskünfte einholte und bei Verschuldung eine Vermietung ablehnte, übernahmen auch die Wohnungsge-
nossenschaft Hameln (WGH) und die Kreissiedlungsgesellschaft dieses Ausleseverfahren.  
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Erschwerend kam hinzu, dass sich durch die Verteuerung der Energiekosten der Anteil der Nebenkos-
ten erhöhte, ohne dass dies zu einer Aufstockung der Mietübernahmeobergrenzen führte. 

Während zum Jahresende 2005 bereits spürbar war, dass bezahlbarer Wohnraum für das Klientel der 
Ambulanten Hilfe schwieriger zu finden war und die Absenkung eine schlechtere Ausstattung der 
Wohnungen zur Folge hatte, verstärkte sich diese Tendenz im Berichtszeitraum dramatisch. Die Folge 
war, dass sich die Verweildauer in billigen Pensionen und möblierten Zimmern verlängerte, obwohl es 
sich hier nur um zum Teil kostenintensive Übergangslösungen handeln sollte. Zum anderen mussten 
Klienten/innen Wohnraum anmieten, dessen Zustand sich im untersten Ausstattungsniveau befand 
(unrenoviert, veraltete Heizanlagen, Mängel im Sanitärbereich, undichte Fenster etc.).  

Eine weitere Folge war, dass es zu frühzeitigen Abbrüchen kam, wenn die Wohnungssuche trotz in-
tensiver Bemühungen nicht den gewünschten Erfolg hatte. Insbesondere Männer und Frauen, deren 
Lebenssituation von Wohnungs- und Arbeitslosigkeit gekennzeichnet ist und die zur Bestreitung ihres 
Lebensunterhaltes auf ALG II angewiesen sind, stoßen auf große Vorbehalte und Ablehnung bei pri-
vaten Vermietern. Hier wird schnell auf schlechte Vorerfahrungen mit früheren Mietern und Problemen 
mit Mietzahlungen durch das JobCenter verwiesen. Häufige Absagen bzw. Vertröstungen erfordern 
ein hohes Maß an Frustrationstoleranz, Durchhaltevermögen und Konfliktlösungsstrategien, das Per-
sonen in besonderen sozialen Schwierigkeiten in der Regel nicht in ausreichendem Umfang besitzen. 

Um die geschilderte Problematik kurzfristig entzerren zu können, ist eine Aufstockung der Mietüber-
nahmegrenzen erforderlich und die Wiederherstellung des Zugangs zu öffentlich gefördertem Wohn-
raum - auch bei Verschuldung - notwendig.  

Statistik 

 2004 2005 2006 

Beratungskontakte 2568 2428 2365 

Erstauftritte 89 80 48 

Wiederauftritte  75 52 78 

 
Ziele 2007 

�� Fortentwicklung der Kooperation mit dem JobCenter Hameln-Pyrmont durch halbjährliche Ge-
spräche mit den für unser Klientel zuständigen Fallmanager/innen 

�� Erweiterung der Hilfeangebote durch Schaffung eines Tagesaufenthaltes und Verbesserung der 
Übernachtung für ‚Durchreisende’ 

�� Feststellung veränderter Hilfebedarfe durch deren Dokumentation 
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5.3 Beratungsstelle in der Region Hannover/Neustadt  

Zielerreichung 2006 

Zusammenarbeit mit dem JobCenter Neustadt vertiefen 

Die Mitarbeiter/innen des JobCenters (Persönliche Ansprechpartner) besuchten die Ambulante Hilfe 
und informierten sich über den Personenkreis und die Angebote. Der Gedankenaustausch war positiv 
und konstruktiv. 

Wohnungsversorgung verbessern 

Das Problembewusstsein für die Versorgung des Klientels mit angemessenem Wohnraum sollte ver-
bessert werden. Nachdem 2005 vielfältige Aktionen zum Thema gelaufen waren, wurde es 2006 et-
was ruhiger um das Thema; es wurde im Arbeitskreis psychosoziale Dienste besprochen. 

Die vorübergehende Unterbringung wohnungsloser Frauen und Männer bis zum Bezug einer eigenen 
Wohnung ist weiterhin schwierig bis unmöglich. Pensionszimmer stehen nicht zur Verfügung, die Un-
terbringung im Obdach wird von den Hilfeberechtigten in der Regel abgelehnt. Deshalb wurden Über-
legungen angestellt eine Übergangswohnung für den Personenkreis anzumieten und Anzeigen in der 
örtlichen Presse geschaltet. Leider bisher erfolglos. 

Öffentlichkeitsarbeit 

Im Rahmen eines Konfirmandenunterrichts aus der Region Neustadt wurde die Arbeit der Ambulanten 
Hilfe vorgestellt. Gute Tradition ist es in Neustadt, dass die Klienten/innen Gaben zum Erntedankgot-
tesdienst von der Liebfrauenkirche bekommen. Das verfasste Dankesschreiben ermöglichte, im Ge-
meindebrief auf die Probleme wohnungsloser Menschen aufmerksam zu machen. 

Vernetzung 

Im Zusammenhang mit der Hilfeentwicklung und Neuorientierung bestanden insbesondere fachliche 
Kontakte zur Schuldnerberatungsstelle der ZBS, zu Ärzten und Fachkliniken, zum JobCenter/Arge, 
und im Einzelfall zu Rechtsanwälten. 

Besonderheiten im Arbeitsbereich 

Trotz aller Gespräche mit den Mitarbeiter/innen des JobCenters gestaltet sich die Gewährungspraxis 
von Tagessätzen für Wohnungslose schwierig. So werden Wohnungslose, die sich in Neustadt eine 
Wohnung suchen wollen, innerhalb von drei Tagen zur Aufnahme einer Beschäftigung aufgefordert. 
Dies hat einen vertreibenden Effekt. 

Die Tagessätze (ALG II) werden jeweils per Scheck erst gegen 11:30 Uhr ausgegeben. Eine Auszah-
lung kann nur bei der Post ab 15.00 Uhr erfolgen. Grund dieser Maßnahme ist die Verhinderung von 
Doppelbezug/Missbrauch; sie führt jedoch zusätzlich zur Vertreibung der Wohnungslosen. 

In einem Gespräch mit den Teamleitern des JobCenters im Januar 2007 wurde erklärt, dass eine 
Auszahlung der Tagessätze im wöchentlichen Rhythmus grundsätzlich möglich ist. Allerdings soll da-
zu ein Anschreiben der AH erfolgen, in dem bescheinigt wird, dass die Beratungsstelle aufgesucht 
wird. Ggf. soll nach einer Woche ein kleiner Bericht über Situation und Aktivitäten folgen. 

Ausblick, Ziele für 2007 

Schwerpunkt der Arbeit in 2007 sind die Verhandlungen zwischen dem JobCenter Region Hannover 
und den Trägern der Wohnungslosenhilfe, um ggf. durch eine Kooperationsvereinbarung die Situation 
wohnungsloser Hilfesuchender zu verbessern. Unser Ziel ist es hierbei, die Leitung der ZBS zu unter-
stützen, um praxistaugliche Ergebnisse zu erhalten. 
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5.4 Beratungsstelle Hildesheim 

Ziele aus dem Berichtsjahr 2006 

Inhaltliche Ziele 

Durch Gespräche mit dem JobCenter und dem Sozialamt Hildesheim wurde geklärt, dass das beste-
hende Angebot der Auszahlung von Arbeitslosengeld II (Tagessatz) in den Räumen der Ambulanten 
Hilfe im vollen Umfang weiter gewünscht wurde. Es bleibt zunächst erhalten und ist vorläufig abgesi-
chert. 

Auch die Verhandlungen mit dem Land Niedersachsen, bezüglich der Tagesaufenthalte, hat zumin-
dest einen Bestandsschutz bis zum Jahr 2008 ergeben. Es konnte auch für Hildesheim eine Leis-
tungsvereinbarung zwischen dem Träger, dem Land Niedersachsen und der Stadt Hildesheim abge-
schlossen werden. 

Organisatorisch strukturelle Ziele 

Durch die Neuordnung des Infomateriales wurde die Vorstellung der Arbeit bzw. der Einrichtung bei 
Besuchsgruppen und Informationsveranstaltungen jederzeit, auch kurzfristig, möglich. 

Die Aktualisierung des Ablagesystems ist ein dauerhafter Prozess. Eine grundsätzliche Neustrukturie-
rung steht noch aus. 

Die Renovierung und Neumöblierung des Aufenthaltsraumes wurde zunächst konsequent verfolgt und 
vorangetrieben. Die Fachgruppenleitung und die Verwaltungsleitung waren an diesem Prozess betei-
ligt und stimmten den Überlegungen grundsätzlich zu. Entsprechende Beihilfeanträge sollten bei der 
Klosterkammer Hannover gestellt werden. Kostenvoranschläge waren bereits eingeholt. Leider fällt 
das Gebäude Kaiserstraße 2 in die Planung eines großen Einkaufszentrums für die Hildesheimer In-
nenstadt. Ein Verkauf des Gebäudes durch den Besitzer ist nicht auszuschließen. Die weitere Ent-
wicklung muss abgewartet werden. 

Personelle Ziele 

Um die Verwaltungsstelle im vollen Umfang zu erhalten, wurden Anlaufzahlen und die Zugehörigkeit 
zu Personenkreisen akribisch dokumentiert und den Kostenträgern (JobCenter und Sozialamt Stadt 
Hildesheim) vorgelegt. Die Stelle konnte dadurch gesichert werden. 

Über das ganze Jahr verteilt, haben sich die Mitarbeiter/innen mit der Kommunalisierung inhaltlich be-
fasst und verschiedene Gespräche mit Vertretern/innen des Sozialamtes auf informeller Ebene ge-
führt. 

Wirtschaftliche Ziele 

Die Zahlung einer Aufwandsentschädigung für einen ehrenamtlich arbeitenden Klienten konnte auch 
in diesem Jahr aus verwaltungstechnischen Gründen nicht durchgesetzt werden. 

Politische Ziele und Öffentlichkeitsarbeit  

Auch im Jahr 2006 hat die Ambulante Hilfe maßgeblich in der „AG Sozialberatung“ Hildesheim mitge-
arbeitet und dafür auch ihre Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt. Ebenso arbeitete die Ambulante 
Hilfe auch in diesem Jahr im Fachausschuss Ambulante Hilfe des Ev. Fachverbandes Wohnung und 
Existenzsicherung aktiv mit. Weiterhin arbeiteten die Mitarbeiter/innen in verschiedenen Arbeitsgrup-
pen der ZBS zum Aufbau eines Qualitätsmanagements und zur Qualitätssicherung mit. 

Die Ambulante Hilfe wurde auch in 2006 von verschiedenen Schulklassen und studentischen Projek-
ten der Fachhochschule Hildesheim besucht. Die Einrichtung und die inhaltliche Arbeit wurden vorge-
stellt und diskutiert. Auch in mehreren Kirchengemeinden innerhalb Hildesheims konnte die Arbeit im 
Rahmen von Kirchenvorstandssitzungen vorgestellt werden.  

Ein Teil der Öffentlichkeitsarbeit bestand 2006 darin, durch Einlagen in der Zeitung „Asphalt“ um 
Sach- und Geldspenden zu bitten, damit eine Weihnachtsfeier für wohnungslose Menschen gestaltet 
werden konnte und jeder/jede ein kleines Präsent erhalten konnte. Zu diesem Zweck wurde auch in 
der Vorweihnachtszeit wieder ein Informationsstand mit der Abgabe von frischem Waffelgebäck ver-
anstaltet. 
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Ständige Verbesserung 

Mit dem Ziel, größere Rechtssicherheit zu erlangen und weil die Fortschreibung des SGB II ständige 
Veränderungen und Neuregelungen beinhaltet, haben alle Mitarbeiter/innen der Ambulanten Hilfe in 
Hildesheim an einer Rechtsfortbildung zum SGB II teilgenommen. 

Im Jahr 2006 wurde mit der statistischen Erhebung von relevanten Zahlen für das JobCenter und das 
Sozialamt experimentiert. Es musste eine geeignete Form gefunden werden, da sich das Dokumenta-
tionssystem „Wohnungslosenhilfeassistent“ in diesem Bereich als ungeeignet erwiesen hat. 

Besonderheiten im Arbeitsbereich 

In Zusammenarbeit mit der Hildesheimer Ärztevereinigung (Hil. med.) und dem “Rotary Club“ wurde 
einmal wöchentlich eine ärztliche Sprechstunde in den Räumen der Ambulanten Hilfe installiert. In 
diesem Zusammenhang gab es großes Interesse der Presse vor Ort, auch an der Arbeit mit woh-
nungslosen Menschen. Anlässlich dieses Angebots ergab sich auch eine vermehrte Kontaktaufnahme 
und Zusammenarbeit mit vielen verschiedenen Beratungsstellen und sozialen Einrichtungen. 

Verhandlungen mit dem Kirchenkreis Hildesheim ergaben eine Beibehaltung der monatlichen Spende 
von 50,00 Euro für Kaffee. Trotz knapper werdender Mittel ist diese Unterstützung aufrechterhalten 
worden.  

Vertretungen in anderen Ambulanten Hilfen fanden durch gestiegenen Bedarf vermehrt und mit größer 
werdender Selbstverständlichkeit statt.  

Insgesamt erhöhten sich die Anlaufzahlen im Bereich sowohl des Tagestreffs als auch in der Beratung 
der Ambulanten Hilfe. Selbst die Zahl der zu betreuenden Personen ist leicht erhöht im Verhältnis zum 
Vorjahr. 

Besonderheiten in der Klientel liegen im Bereich der psychisch kranken Menschen und denen, die 
sich im Grenzbereich zur pathologischen Auffälligkeit bewegen. Auch hier kann noch einmal die Ein-
richtung der ärztlichen Sprechstunde erwähnt werden, da sie auch die Möglichkeit einschließt, ärztli-
chen Rat außerhalb der vorgesehenen Sprechstunde zu erhalten. Ebenso hat die gute Zusammenar-
beit mit dem Sozialpsychiatrischen Dienst vor Ort, die in den letzten Jahren durch die Mitarbeit beim 
Sozialpsychiatrischen Verbund gefestigt wurde, in Einzelfällen sehr geholfen.  

Im Jahr 2006 wurde eine Fahrradtour mit Klienten/innen unternommen, eine Aktion, die großen An-
klang bei den Klienten/innen fand und im nächsten Jahr wiederholt werden sollte. 
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5.5 Beratungsstelle Holzminden  

Ziele 2006 

Im Wesentlichen konnten die Ziele erreicht werden. Ein Schwerpunkt der Arbeit lag in der Verbesse-
rung der Bürosituation. Ein weiterer Schwerpunkt lag in den inhaltlichen Zielen. Durch die Zusammen-
arbeit mit der „Agentur Zur Arbeit“ (AZA) konnten verbindliche Regelungen zur Absicherung der Hilfe-
standards, zur Tagessatzauszahlung sowie zur Umsetzung bei Wohnungsbezug und Umzug gefun-
den werden. 

Es fand eine Sitzung zur Klärung der Vorgehensweise mit den Fallmanagern statt. Das Gespräch 
konnte als kooperativ eingestuft werde. Bedingt durch mehrfachen Wechsel der Ansprechpart-
ner/innen in der Leitung und Teamleitung konnte eine Kooperationsvereinbarung in 2006 noch nicht 
abgeschlossen werden. Mitarbeiter/innen der AZA waren jedoch auf der „Fachtagung Kooperation“ im 
Juni 2006 in Hannover vertreten. 

Im Folgenden wird auf die Umsetzung der einzelnen Zielvereinbarungen eingegangen: 

Mehrere Fachgespräche zur Klärung der Hilfegewährung konnten auch in 2006 wieder mit der AZA 
stattfinden. Trotz einiger Absprachen waren jedoch die Entscheidungen und Vorgehensweisen der 
Mitarbeiter/innen unterschiedlich, so dass oft ohne Intervention und Begleitung der Ambulanten Hilfe 
(AH) eine schnelle unbürokratische Hilfe nicht gewährleistet war. Schwerfällige Bürokratie und An-
tragswesen verhinderten oft schnelle Hilfe und führten ohne Unterstützung zur Verschärfung der Ar-
mutslebenslage und in den Weg der Wohnungslosigkeit. Vermehrt entstand Unterstützungsbedarf bei 
Menschen mit kurzzeitiger Wohnungslosigkeit, die in der Region gewohnt haben. Hier konnte schnelle 
Hilfe und Intervention eine Verfestigung der Armutslebenslage und ein Umherziehen verhindern hel-
fen. Eine Integration konnte entsprechend zeitnaher gelingen.  
Die Tagessatzauszahlung lief nach anfänglichen Schwierigkeiten problemlos, auch die Auszahlung 
von ALG II in kürzeren Zeiträumen als monatlich konnte vereinbart werden. Lediglich die Anmeldung 
bei der Krankenkasse war und ist nicht klar zu regeln.  
Der Personenkreis der unter 25-jährigen gehörte in 2006 eher selten zu den Hilfesuchenden. 

Die veränderten gesetzlichen Bedingungen und deren Auswirkungen wurden regelmäßig in den 
Dienstbesprechungen ausgetauscht.  

Die Ausbildung von Praktikanten/innen der Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst 
(HAWK) ist zu einer regelmäßigen Aufgabe geworden. Zwei 8-Wochen-Praktikantinnen der Fach-
hochschule für Sozialwesen leisteten mit Engagement ihr Praktikum. Sie belebten durch kleinere Pro-
jekte, wie z. B. ein ausgiebiges Frühstück oder türkische Spezialitäten die Angebotsvielfalt. In diesem 
Zusammenhang ist auch noch der ehrenamtliche Einsatz einer Studentin zu erwähnen, die als Fri-
seurmeisterin ihr Können zur Verfügung stellte und den Hilfeberechtigten kostenfrei die Haare frisierte. 
Haare schneiden in der AH war und ist ein „echter Renner“. 

Die Verbesserung der Bürosituation konnte durch Auftragsvergabe der Renovierungsmaßnahmen an 
die Beschäftigungsgesellschaft abgeschlossen werden. Die Isolierung von Fußboden und Außenwän-
den trägt zu weiterer Kostensenkung bei. Ein Sichtfenster zum Flur schafft mehr Sicherheit für die Mit-
arbeiter/innen. Ein neues Firmenschild ist vorhanden, muss aber noch wetterfest und repräsentativ 
angebracht werden. 

Organisatorisch-strukturelle Ziele wurden zum Teil erreicht. Die Reinigungsarbeiten wurden an ein Un-
ternehmen abgegeben. Der hygienische Standard, insbesondere der sanitären Einrichtungen, ist seit-
dem gewährleistet. 

Durch die ansteigende Nachfrage nach 1-Personen-Wohnraum durch Studenten/innen in Holzminden 
ist die Vermittlung in Wohnungen schwieriger geworden. Viele Vermieter suchen sich diese Mieter 
ausschließlich als Zielgruppe aus. Im Verlaufe des Jahres konnte jedoch ein neuer Vermieter hinzu-
gewonnen werden, der über mehrere Häuser im Stadtbereich verfügt und auch an Hilfeberechtigte der 
AH vermietet. Auch konnte der Kontakt zu einer neuen Wohnungsbaugesellschaft ausgebaut werden. 

Das Spendenaufgebot konnte in 2006 verbessert werden. Neben den regelmäßigen Zuwendungen 
eines Holzmindener Spenders, konnten weitere Spenden durch einen Tannenzweigverkauf und eine 
Spendenaufrufaktion an die Geschäftswelt eingeworben werden. 

Die Holzmindener Tafel hat mit großer Resonanz eröffnet. Innerhalb von zwei Monaten suchten 800 
Hilfeberechtigte die Lebensmittelausgabe auf. Ein Einkommensnachweis und ein Beitrag von 1,- € 
sind mitzubringen. Die Ausgabe für Durchreisende muss noch geklärt werden, ebenso die Zusam-
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menarbeit bzw. die Abgrenzung zu der geplanten Sozialberatungsstelle und der AH stehen noch an. 

Besonderheiten im Arbeitsbereich 

Regelmäßig zeigte sich in der Praxis, dass der Wegfall der durch des Land finanzierten BSHG § 19-
Maßnahmen im Rahmen des § 72 BSHG eine große Lücke hinterlässt. Die fehlende Tagesstruktur 
der Hilfeberechtigten konnte durch Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung nur bedingt 
aufgefangen werden, da hier die Leistungshürden zum Großteil sehr hoch gehängt waren und sind. 
Die Organisation und Einweisung in Arbeitsgelegenheiten in Holzminden hatte überwiegend die Be-
schäftigungsgesellschaft inne. 30 bis 38 Wochenstunden sind nicht von jedem Arbeitssuchenden zu 
leisten, eine Staffelung des Stundenumfangs war nicht möglich. Auch der frühe Arbeitsbeginn und 
strenge Verhaltensregeln, entsprechend den regulären Arbeitsverhältnissen, waren nicht von jeder-
mann/-frau gleich zu bewältigen. Unentschuldigtes Fehlen, unpünktliches Erscheinen konnten zu 
Sanktionen führen; die Arbeitsgelegenheiten verloren dadurch ihren Erprobungscharakter. An der Er-
weiterung des Angebots von Arbeitsgelegenheiten wurde jedoch kontinuierlich gearbeitet. In Gesprä-
chen mit den Fallmanagern der AZA wurde mehrfach betont, dass von Sanktionen abgesehen werden 
muss, wenn die Maßnahme einen Erprobungscharakter haben soll. Ein misslungener Arbeitsversuch 
sollte nicht der Grund für einsetzende Sanktionen sein, sondern das Angebot an flexiblen Erpro-
bungsangeboten erweitern.  

Selbst auf diesem Arbeitsmarkt gab es Tendenzen, lediglich gut qualifizierte Handwerker zu vermit-
teln, so dass nur selten Hilfeberechtigte aus dem Personenkreis der ehemaligen Wohnungslosen Be-
rücksichtigung fanden. Die Möglichkeiten der Beschäftigung bei Kirche und Landkreis für unsere 
Klientel sind durch das Massenangebot an Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung der 
Beschäftigungsgesellschaft weggefallen. 

Die Gesundheitsuntersuchungen zur Feststellung der Arbeitsfähigkeit fanden mittlerweile zeitnah statt. 
Der größte Teil der Hilfeberechtigten wurde bereits vorgeladen und als arbeitsfähig für drei Stunden 
oder mehr am Tag befunden.  

Die zusätzliche finanzielle Belastung der Hilfeberechtigten durch die Patientenzuzahlungen wurde re-
gelmäßig dadurch deutlich, dass oft Arztbesuche nur möglich waren, wenn finanzielle Fremdmittel 
eingesetzt wurden. Eine notwendige medizinische Versorgung würde sonst ausbleiben. 

Da die Auszahlungen der Tagessätze durch die Arbeitsagenturen nur noch in den Kreisstädten statt-
findet, verlängerten sich die Wege für Wohnungslose erheblich. Dies schien zur Folge zu haben, dass 
es weniger Durchreisende gab, die die Beratungsstelle aufsuchten und/oder das Klientel eine feste 
Anlauf- und Auszahlungsstelle hatte und, ohne weitere Bedarfe anzumelden, die AH aufgesucht wur-
de, um dann weiterzuziehen.  

Die Teilnahme an der Psychosozialen Arbeitsgemeinschaft garantierte weiterhin eine gute Zusam-
menarbeit mit örtlichen sozialen Institutionen. Mit dem Erarbeiten eines neuen Konzeptes sollte auch 
die gegenseitige Unterstützung beim Verändern von Mißständen durch Öffentlichkeitsarbeit und Stel-
lungnahmen in der Presse festgeschrieben werden. Vierteljährliche Treffen förderten die Kooperation 
und den informativen Austausch untereinander. Es ist vorgesehen, zukünftig zu wichtigen Themen 
Fachreferenten einzuladen. 

Wohnkosten: Die Mietobergrenze orientierte sich weiterhin an der alten Wohngeldtabelle von 2002, al-
lerdings lag dem Genehmigungsverfahren jetzt die rechte Spalte zugrunde, mit teilweise über 20,- € 
höher angesetzten Mietobergrenzen. Dies hatte zur Folge, dass sich das Angebot an Wohnraum ver-
größert und der Zugang zum Wohnungsmarkt verbessert hat. Zuzahlungen zu den Heizkosten durch 
Mieter/innen waren weiterhin kein Einzelfall. In einigen Fällen konnte jedoch nach Intervention und 
besonderer Begründung durch die AH von Zuzahlungen zu Heizkosten abgesehen werden. Weiterhin 
bestand ein Problem in der Darlehensgewährung der Mietkaution und einer Rückzahlung durch Ein-
behaltung in Raten. Es entstand häufig eine Kumulation von Darlehensrückzahlungen über lange Zeit-
räume, die zur Verarmung der ALG-II-Empfänger/innen führte. Hinzu kam, dass die Finanzierung von 
Gegenständen des notwendigen Bedarfes bei Verlust oder Schrottreife ebenfalls nur auf Darlehens-
basis gewährt wurde. Die mündliche Verabredung, dass zur Einrichtung einer Wohnung bis zu 1000,-
 € inkl. Transportkosten eingesetzt werden können, wurde immer mehr eingeschränkt. Seit neuestem 
wird davon ausgegangen, dass jeder/jede schon einmal irgendwann eine Wohnung und Einrichtung 
besessen hat und so nur 500,- € für Neumöblierung zu begründen seien. Das gleiche Verfahren wur-
de bei Neubezug einer Wohnung nach Haftaufenthalt angewendet. Nach Rücksprache mit der AZA 
konnte für diesen Personenkreis die Sicherung der Wohnung bei Inhaftierung geklärt werden.  

Der rege Personalwechsel bei der AZA und beim Landkreis wirkte sich besonders nachteilig auf die 
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Arbeit aus. Die Geschäftsleitung der AZA sowie auch Mitarbeiter/innen des Fallmanagements, eben-
falls die Leitung und Sachbearbeitung beim Landkreis, haben gewechselt. Erprobte Vereinbarungen 
und Vorgehensweisen, die unerlässlich für die Umsetzung des Integrationsauftrages sind, mussten 
wieder neu erarbeitet und abgesprochen werden. Hierzu war ein ständiger, erneuter Austausch mit 
den Ansprechpartnern erforderlich, die wiederum gleichzeitig unter Zeitdruck standen. Dadurch waren 
die Möglichkeiten der Zusammenarbeit stark eingeschränkt. 

Den Anforderungen entsprechend wurde die zweite Dipl.-Sozialarbeiterstelle auch in 2006 auf 100 % 
aufgestockt. Zu berücksichtigen ist als Besonderheit im Landkreis Holzminden, dass sich die Woh-
nungsvermittlungen über den ganzen Landkreis verteilen. Dies kommt dem Ziel der Vermeidung von 
Milieubildung entgegen, verursacht jedoch einen hohen zeitlichen Betreuungsaufwand durch viel 
Fahrzeiten und häufige Hausbesuche vor Ort. 

Mit dem neuen Superintendenten und der Kreissozialamtsleiterin konnte ein Treffen in der Einrichtung 
stattfinden. Die Arbeit der AH traf auf großes Interesse und gebührende Anerkennung. 

Erwähnenswert ist der hohe zeitintensive Arbeits- und Organisationsaufwand den die Renovierungs- 
und Instandhaltungsarbeiten am, im und um das Haus herum erfordern. Der Ausbau des hinteren Bü-
ros, sowie die durchgeführten Isolierarbeiten haben das Arbeitsklima und die Beheizbarkeit weiter 
verbessert. 

Statistik 

1. Im Berichtszeitraum konnte weiterhin ein kontinuierlicher Betreutenstand von ca. 19 Personen auf-
recht erhalten werden. Der Schwerpunkt in der Altersgruppierung lag nach wie vor zwischen 40 und 
45 Jahren. Auffallend ist der Rückgang von jungen Erwachsenen und Frauen in der Beratungs- und 
Betreuungsarbeit. So konnte in 2006 kein Unterstützungsverhältnis mit weiblichen Personen oder 
Paaren geschlossen werden.  

2. Die Dauer der Wohnungslosigkeit erstreckte sich im Wesentlichen auf die Dauer von zwei Monaten 
bis zu drei Jahren bevor notwendige Hilfen griffen. Dieser Zeitraum scheint kürzer geworden zu sein. 
Die Notlage war jedoch häufig dann schon so verfahren, dass Unterstützung notwendig wurde, um 
langfristige Wohnungslosigkeit zu vermeiden und eine Verschlimmerung der Lebenslage zu verhin-
dern. Besonders schwierig für in Not geratene Mitbürger/innen erwiesen sich die Hürden und die 
Langatmigkeit der Bürokratie bei der AZA. Genehmigungsverfahren und Antragswesen dauerten 
meist zu lange um auf "normalem" Wege eine schnelle Verbesserung der Lebenslage zu erreichen. 

3. Die Vermittlung in Wohnraum ist im Vergleich zum Vorjahr leicht gesunken. Diese erfolgte überwie-
gend an den Personenkreis nach §§ 67 ff SGB XII.  

Ziele 2007 

· Abschluss einer Kooperationsvereinbarung mit der AZA. Klärung der Vorgehensweise bei Vermitt-
lung in Wohnraum. 

· Die Zusammenarbeit mit dem neuen Mitarbeiter des Landkreises mit Zuständigkeit für den Perso-
nenkreis nach §§ 67 ff SGB XII muss neu abgestimmt werden, Verfahrensregelungen getroffen 
und umgesetzt werden. 

· Die personelle Besetzung der Dienststelle im Krankheitsfalle wird 2007 zu klären sein, da ein er-
höhter Vertretungsbedarf problemlos abgesichert werden soll. 

· Die Besetzung der Hausmeisterstelle ist noch nicht entschieden. Die Suche nach einer geeigne-
ten und interessierten Person gestaltet sich als schwierig. Eine 1-Euro-Job-Stelle würde den re-
gelmäßigen Wechsel fortsetzen und scheint noch nicht die beste Lösung für die erforderliche Kon-
tinuität zu sein. 

· Weitere Ziele ergeben sich durch den regelmäßigen Renovierungs- und Instandhaltungsbedarf 
der Einrichtung, des Außengeländes und der beiden Übergangswohnungen. Diese Arbeiten wer-
den kontinuierlich und fortlaufend geleistet. 
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5.6 Beratungsstelle Nienburg 

Ziele aus dem Berichtsjahr 

Zu den Zielen für das Jahr 2006 soll hier Stellung genommen werden zu den Bereichen: 

1. Angebotsgestaltung 

2006 musste die Ambulante Hilfe weiterhin ohne die bewährte Regelung der Pensionsanmietung bis 
zur Anmietung einer eigenen Wohnung für die Klienten/innen auskommen. Dieser deutlich verschlech-
terte Hilfestandard war verbunden mit individuellen Lösungen wie geduldete Schlafplätze, längere Zeit 
des Lebens auf der Straße und kleinräumlichem Umherziehen während der Wohnungssuche. Diese 
Lösungen - zu Lasten der Betroffenen - führten zu Abhängigkeiten und Verbindlichkeiten unter den 
betroffenen Wohnungslosen und „Quartiergebern“, die einer professionellen Hilfeplanung oft hinderlich 
waren. 

Anträge auf Bekleidungsbeihilfe für Personen, deren Kleidung durch das Leben auf der Straße ver-
schlissen war, wurden durch das JobCenter mit Verweis auf Ansparzeiten ohne Rücksicht auf die Le-
benslage abgelehnt, obwohl Wohnungsbesichtigungstermine wahrgenommen werden sollten. Bereits 
vorliegende Gerichtsurteile über derartige Bedarfssachverhalte wurden ignoriert. Eine entsprechende 
Klage vor Gericht führte erst nach fünfzehn Monaten zum Vergleich.  

Als Fazit lässt sich festhalten, dass die Aussage etlicher Wohnungsloser „... mit dem Festmachen (ei-
ne Wohnung anmieten d. V.) verschulden wir uns doch von Anfang an noch weiter...“ durchaus zutref-
fend die veränderten Startbedingungen beschrieb. 

Der Wohnungsmarkt bot in 2006, dem Bedarf entsprechend, überwiegend ausreichend kleinen Wohn-
raum. Bei Engpässen waren Annoncen zur Wohnungssuche deutlich erfolgreicher als in den Vorjah-
ren.  

Die Dokumentation des gestiegenen Aufwands für Personen in besonderen sozialen Schwierigkeiten 
in Zuständigkeit des Landkreises machte deutlich, dass ein erhöhter Bedarf für diese Form der Unter-
stützung bestand. Die Vereinbarung mit dem Landkreis wurde entsprechend auf durchschnittlich drei 
Personen pro Woche erhöht. 

2. Organisatorisch-strukturelle Ziele 

Die Kooperation mit der ARGE machte Fortschritte, ist jedoch noch nicht bis zur Abteilungsleiterebene 
fortgeschritten. Die Begleitung einzelner Klienten/innen führte zu größerem Verständnis der Mitarbei-
ter/innen für die besondere Lebenslage und erleichterte in einigen Fällen die weitere Zusammenarbeit 
für die Zukunft. Dennoch bedurfte es im Jahr 2006 der meisten Widersprüche seit Jahren. Auf dem 
Verhandlungswege kam es oft zu keiner Lösung, so dass die Bereiche Mietsicherheit, Mietobergren-
zen, Bekleidungsbeihilfen, Heizungskosten auch im kommenden Jahr ein Schwerpunkt der Arbeit sein 
werden. 

Eine besonders intensive Herausforderung war im Berichtszeitraum die Auseinandersetzung mit chro-
nischen Erkrankungen der Klienten/innen, insbesondere chronische Abhängigkeitserkrankungen. In 
oft enger Kooperation mit Suchtberatungsstelle und Ärzten konnten Krankheitseinsicht und Selbsthil-
fekräfte der Betroffenen gefördert werden. Im Ergebnis sind etliche entsprechende Behandlungen in 
Fachkrankenhäusern und Rehabilitationseinrichtungen erfolgt. Auch kurzfristige stationäre Entgif-
tungsbehandlungen halfen bei der Stabilisierung der Betroffenen. 

3. Ständige Verbesserung 

Intervision, Supervision und die jährliche Klausurtagung sind weiterhin hilfreiche Möglichkeiten einer 
professionelle Reflexion und Entwicklung des sozialpädagogischen Handelns vor Ort. 

Besonderheiten im Arbeitsbereich 

Im begrenzten Rahmen fand öffentlichkeitswirksame Arbeit mit der hiesigen Presse statt. 

Die alljährliche erfolgreiche „Tannen-Aktion“ fand eine gute Vorbereitung und Begleitung. Der Verkauf 
von selbstgeschlagenen, kostenlos überlassenem Tannengrün hat der Ambulanten Hilfe wieder Mittel 
für Selbsthilfe und Mobilität im ländlichen Raum den Klienten/innen an die Hand gegeben (Sachmittel 
für Reparaturen und Ersatzteile von Fahrrädern, Unterstützung beim Kauf von gebrauchten Fahrrä-
dern, Telefonkarten etc.). 
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Unsere Hauptsponsoren waren auch 2006 das Forstamt Weberkuhle, die Firma Deterding (stellte für 
den Transport von Tannen kostenlos einen Anhänger zur Verfügung) und der Fahrradhändler Habra-
ken (spendete viele gebrauchte Fahrräder). 

Im Rahmen der Hilfeentwicklung und Neuorientierung bestanden insbesondere fachliche Kontakte: 
· zur Schuldnerberatungsstelle der ZBS 
· Suchtberatungsstelle 
· sozialpsychiatrischer Dienst des Landkreises 
· Bewährungshilfe 
· Ärzte und Fachkliniken 
· JobCenter, ARGE 
· Rechtsanwälte (einzelfallbezogen) 

Ausblick, Ziele für 2007 

· Gespräche mit der ARGE sollen zur weiteren Verbesserung der Zusammenarbeit führen. 
· Die weitere Vernetzung mit möglichen Bündnispartnern wird intensiviert. 
· Alternativen zur Pensionsunterbringung, wie die Planung einer Übergangswohnung, sind ange-

dacht und gehen in die Realisierung. 
· Kurzfristige Unterbringungsmöglichkeiten, für Wohnungslose, gerade auch zum Wochenende, die 

nicht ins Obdach oder in die Herberge zur Heimat wollen, werden gesucht. 
· Fortbildung zum Thema Alkoholabhängigkeit. 
· Die Beratungsstelle benötigt eine gründliche Renovierung.

 

 

5.7 Beratungsstelle Schaumburg 

Ziele im Berichtsjahr 

Das gemeinsam mit dem Kultur- und Sportverein „Tu wat“ geplante Straßenfest, das öffentlichkeits-
wirksam auf das Angebot der Beratungsstelle und den Tagestreffpunkt aufmerksam machen sollte, 
konnte nicht durchgeführt werden. Die Krumme Straße wurde bis Ende September komplett erneuert. 
An der offiziellen Eröffnungsfeier beteiligte sich die Ambulante Hilfe dann mit einem Infostand und bot 
Essen und Getränke an. Dabei fand seit längerer Zeit wieder eine gute Kommunikation mit der direk-
ten Nachbarschaft statt, die auch zu Besuchen in der Einrichtung führte. 

Der Treffpunkt für wohnungslose oder von Wohnungslosigkeit bedrohten Frauen und Männern im 
Haus Krumme Str. 40 hat sich fest etabliert; vier Arbeitskräfte mit Mehraufwandsentschädigung sor-
gen für den reibungslosen Ablauf im gesamten hauswirtschaftlichen Bereich. Die täglichen Zahlen der 
Besucher/innen lagen inzwischen bei ca. zwanzig Personen. Einzig die Anerkennung als finanziell 
förderungswürdige Einrichtung konnte auch im Berichtsjahr weder von Seiten der Kommune noch der 
des Landes eingeholt werden.  
 
Die Übernahme der Trägerschaft der Übernachtung für durchreisende Wohnungslose - durch das Di-
akonische Werk Stadtverband Hannover e. V. - ist nach diversen Gesprächen von Seiten der Stadt 
abgelehnt worden. Sie wird seit dem Frühjahr 2006 in städtischer Regie weiterbetrieben. Als erste 
Tendenz ist festzustellen, dass nach der Renovierung und einem Personalwechsel im Haus ein 
freundlicheres Klima herrscht und die Zahlen der Übernachter steigen. 

Besonderheiten im Arbeitsbereich  

Auch in 2006 war die Arbeit der Ambulanten Hilfe weitestgehend geprägt von der Umstellung der So-
zial- und Arbeitslosenhilfe auf das Arbeitslosengeld II. Vermehrt orientierten sich die Beratungsinhalte 
an der steigenden Verschuldung der ALG-II-Empfänger/innen. In Einzelfällen konnte nur durch Ein-
schalten eines Anwaltes eine Einigung zwischen Klient/in und JobCenter, z. B. bezüglich erhöhter E-
nergiekostenforderungen, erzielt werden.  

Bedingt durch die Verschärfung der gesetzlichen Vorgaben für alle unter 25-jährigen Hilfeempfän-
ger/innen, bestand auch hier ein höherer Beratungsaufwand. Seit August 2006 finanziert das JobCen-
ter keine Umzüge mehr aus der elterlichen Wohnung. Der Verbleib bedeutet oft für alle Beteiligten 
sowohl eine finanzielle als auch eine persönliche Härte. Zwei Hilfesuchende haben es vorgezogen lie-
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ber ein Auto-Quartier zu beziehen als unter den bestehenden desolaten Verhältnissen im Elternhaus 
zu verbleiben. Eine Lösung dieses Problems konnte nur durch persönliche Intervention der Mitarbei-
ter/innen erzielt werden, d. h., das JobCenter übernahm letztendlich die Unterkunftskosten und es 
konnten Wohnungen angemietet werden.  

Seit Ende 2004 bietet die Ambulante Hilfe für Betreute ein Sammeltreuhandkonto an. Dies wurde im 
Berichtsjahr zeitweise von fünfzehn bis zwanzig Personen, die aufgrund von negativen Schufaeinträ-
gen kein eigenes Konto eröffnen können, in Anspruch genommen. Bei der Hilfestellung zur Geldeintei-
lung wurde schnell klar, dass aufgrund der geänderten Vergabepraxis (Darlehen statt Beihilfen) die 
gesetzlich geforderte Rücklagenbildung ad absurdum geführt wird. Teilweise reichte das bezogene 
Geld durch Darlehensrückzahlungen nur bis Mitte des Monats. Erneute Verschuldung im privaten Be-
reich sind die Folge. Anschaffungen, z. B. im hauswirtschaftlichen Bereich (Waschmaschinen, Kühl-
schränke, Herde etc.), können fast gar nicht mehr getätigt werden. Die Anschaffungen derartiger Arti-
kel funktioniert nur noch über den zweiten Markt, d. h., Umsonst-Läden, Secondhand-Läden usw.; 
diese Entwicklung führte auch zu der Einrichtung einer kleinen Kleiderkammer im Haus. 

In der Vorweihnachtszeit nahm die Ambulante Hilfe wie im Vorjahr das Angebot des Stadtmarketing 
Stadthagen wahr und verkaufte selbstgebackene Kekse auf dem Weihnachtsmarkt.  

Die Weihnachtsfeier war, wie schon in den Vorjahren, an der Grenze des Fassungsvermögens der 
Räumlichkeiten angelangt. Es kamen mehr als dreißig Personen zum gemeinsamen Essen. 

Statistik 

Die Ambulante Hilfe verzeichnete im Berichtsjahr 2858 Klientenkontakte, der Treffpunkt 4376 Besu-
cher/innen. 

Ziele im laufenden Jahr 

Der Rechtsanspruch der Klienten/innen gegenüber dem JobCenter und anderen Institutionen wird 
trotz schwierigerer Bedingungen durchgesetzt.  

Im hauswirtschaftlichen Bereich des Treffpunktes wird versucht, eine Mitarbeiterin aus der Maßnahme 
mit Mehraufwandsentschädigung in eine vom JobCenter geförderte Maßnahme mit besseren Ein-
kommensmöglichkeiten bewilligt zu bekommen.

 

 

5.8 Tagestreffpunkt Wunstorf 

Ziele aus dem Berichtsjahr 

Rückblickend betrachtet sind zu den genannten vier Punkten überwiegend positive Ergebnisse erzielt 
worden, die zum Teil etwas detaillierter im zweiten Abschnitt dieses Berichtes beleuchtet werden sol-
len. 

• Im Berichtsjahr sollte die Zusammenarbeit mit dem JobCenter verbessert werden, um die massi-
ven Schwierigkeiten, die die Rechtsveränderung gebracht hat, für die Betroffenen zu minimieren.  

• Daneben galt das Augenmerk der personellen Struktur im Tagestreff, insbesondere im hauswirt-
schaftlichen Bereich. Um die gewünschte Kontinuität gewährleisten zu können, sollte eine ABM-
Stelle eingerichtet werden und die laufende Arbeitsgelegenheit verlängert werden. 

• Umfangreiche Renovierungsmaßnahmen sollten im Herbst das äußere Erscheinungsbild der Ein-
richtung verbessern helfen. 

• Im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit sollte die „10-Jahres-Feier“ des Förderkreises im Mai das her-
ausragende Ereignis werden. 

Besonderheiten im Arbeitsbereich 

Auch das Jahr 2006 hat in der Umsetzung von „Hartz IV“ weiterhin zu vielen Schwierigkeiten für die 
Hilfeempfänger/innen geführt.  

Personalwechsel, schwierige Erreichbarkeit der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im JobCenter und 
mehrere Änderungen in der Verteilung der Zuständigkeit haben für die Leistungsempfänger/innen die 
notwendige Beratung und Klärung von Schwierigkeiten sehr beeinträchtigt. „Rechtsdurchsetzung für 
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Hilfeberechtigte“ wurde wieder zu einem inhaltlichen Schwerpunkt der Arbeit, nachdem zu Zeiten des 
BSHG dieses kaum ein mehr Thema war. 

Am 16. Mai feierte der Förderkreis Tagestreff e.V. sein 10-jähriges Bestehen. Im Beisein vieler promi-
nenter Gäste aus Politik, Wirtschaft, Kirche und Verwaltung konnte der Vorsitzende des Förderkreises, 
Claus-Dieter Henkelmann, ein sehr positives Fazit der geleisteten Arbeit ziehen. Nach wie vor ist das 
Engagement dieser Bürgerinitiative für die Aufrechterhaltung der Arbeit im Tagestreff und für zusätzli-
che Aktivitäten notwendig. 

Der Tagestreff, seit fast 20 Jahren beheimatet in einem alten Haus in Wunstorf, ist aufgrund der ho-
hen Auslastung und der baulichen Substanz immer wieder renovierungsbedürftig. Im Jahr 2006 fan-
den im Herbst dringende Verschönerungsarbeiten in fast allen Räumen statt. In guter Kooperation mit 
der Kreisvolkshochschule konnten diese Arbeiten im September und Oktober kostengünstig durchge-
führt werden. 

Im Bereich der personellen Ausstattung ist erfreulicherweise die gewünschte Kontinuität erreicht wor-
den, auch dank der Einrichtung einer ABM-Stelle im hauswirtschaftlichen Bereich. Eine stabile perso-
nelle Situation mit verlässlichen Ansprechpersonen ist gerade in einem Arbeitsfeld wie dem Tagestreff 
sehr wichtig.  

Statistik 

Die seit Jahren anhaltende Tendenz steigender Anlaufzahlen ist auch im Jahr 2006 zu verzeichnen. 

Insgesamt gab es 9105 Anläufe (Vorjahr: 7810) von 262 Personen. Das heißt, das pro Öffnungstag 
durchschnittlich mehr als 36 Frauen und Männer die Angebote des Tagestreffpunktes genutzt haben. 
Der Anteil der Anläufe durch Frauen liegt bei ca. 8,5 %. 

Etwas mehr als die Hälfte der Besucherinnen und Besucher ist dem Personenkreis der Menschen oh-
ne festen Wohnsitz zuzuordnen. Den anderen Teil bilden Frauen und Männer, die vor Ort in Notunter-
künften oder eigenen Wohnungen leben. 

Markante Schwankungen in den monatlichen Anlaufzahlen sind nicht evident, was bestätigt, dass es 
keine saisonal bedingten Gründe für das Aufsuchen eines Tagestreffpunktes gibt. 

Ziele 2007 

Weitgehend sind die Ziele für das neue Jahr fortlaufende Ziele aus den vergangenen Jahren. Dazu 
zählt zum einen die Zusammenarbeit mit den Ehrenamtlichen im Förderkreis und zum anderen das 
Bemühen um weitere Verbesserung in der Kooperation mit dem JobCenter vor Ort. 

Ebenfalls alljährlich auf dem Tisch ist das Bemühen um Stabilisierung bzw. Verbesserung der perso-
nellen Situation. Die Arbeitsgelegenheit steht in diesem Jahr nicht auf dem Prüfstand, aber das Aus-
laufen der ABM zum 30. April zwingt zu Überlegungen, wie die entstehende Lücke ausgefüllt werden 
kann. 

Auf gutem Weg sind die Planungen zur Einrichtung einer Berufspraktikantenstelle, so dass im päda-
gogischen Bereich eine deutliche Verbesserung zu erwarten sein dürfte. Positiv weiterentwickelt wer-
den könnte dann die Umsetzung eines Projektes zur „Gesundheitsvor- und -fürsorge in der Arbeit mit 
Wohnungslosen im Tagestreff“ 

Die bereits erwähnte Renovierungsbedürftigkeit des Gebäudes wird auch im Jahr 2007 zum Tragen 
kommen, wenn speziell im Fußbodenbereich dringend notwendige Arbeiten durchgeführt werden. 

Insgesamt soll das Jahr eher unter dem Aspekt des Kerngeschäftes stehen, bevor dann im Jahr 2008 
aufgrund der anstehenden „20-Jahr-Feier“ die Öffentlichkeitsarbeit wieder ausgebaut werden wird. 
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Leitung 

Leitung: Herr Schöne    Tel.: 0511/9 90 40-32 

      E- Mail: leitung@zbs-hannover.de 
Sekretariat  Hagenstraße 36  

30161 Hannover 
 �  9 90 40 0 

�  9 90 40 36 
E- Mail: leitung@zbs-hannover.de Frau Albert ��  9 90 40 31 

 
Zentrale Dienste und Verwaltung 

Fachgruppenleitung: Herr Schroeder-Busch Tel.: 0511/9 90 40-39 

      E-Mail: Michael.Schroeder-Busch@evlka.de 
Pforte  Hagenstraße 36  

30161 Hannover 
Mo. -. Do. 9 - 16 Uhr 
Fr. 9 - 13 Uhr 
 

�  9 90 40 0 
�  9 90 40 55 

 Herr Sordon ��  9 90 40 40 
  Herr Siegert (ZDL) �  
    Hausmeister  Hagenstraße 36  

30161 Hannover 
 ��  9 90 40 0 

�  9 90 40 55 
 Herr Czech 

Herr Herrmann 
�  9 90 40 41 

  Verwaltung Hagenstr. 36 
30161 Hannover 
 

 �  9 90 40 0 
�  9 90 40 55 

E-Mail: Elke.Saenger@evlka.de  Frau Sänger �  9 90 40 42 
E-Mail: k.lewandowski@zbs-hannover.de  Frau Lewandowski �  9 90 40 43 
E-Mail: Ulrike.Feldmann@evlka.de  Frau Feldmann �  9 90 40 45 
E-Mail: r.burke@zbs-hannover.de  Frau Burke �  9 90 40 47 

Kleiderkammer Hagenstraße 36  
30161 Hannover 

Mo. – Fr. 9 – 13 Uhr ��  9 90 40 0 
�  9 90 40 55 

 Herr Engeler �  9 90 40 59 
 
 
Ambulante Hilfe Hannover 

Fachgruppenleitung: Frau Strodtmann  Tel.: 0511/9 90 40-33 

      E-Mail: a.strodtmann@zbs-hannover.de 

Beratungsstelle 
Hagenstraße  

Hagenstraße 36  
30161 Hannover 
 

Mo. - Do. 9 – 12 Uhr 
Fr. 9 -11 Uhr und n. Vereinb. 

�  9 90 40 0 
�  9 90 40 36 

E-Mail: beratungsteam@zbs-hannover.de Frau Sell �  9 90 40 10 
 Herr Lipus �  9 90 40 11 
  Herr Henß �  9 90 40 12 
  Frau Busch �  9 90 40 18 
    Krankenwohnung 
"Die KuRVe"  

Güntherstr. 7 
30519 Hannover 

 �  83 87 320 
�  83 87 324 

E-Mail: die.kurve@zbs-hannover.de Frau Genz  
 Frau Walpert-Niemann  
 Herr Schweitzer (ZDL)  

  Soziale Schuldner-
beratung 

Hagenstr. 36 
30161 Hannover 

 �  9 90 40-0 
�  9 90 40 55 

E-Mail: 
schuldnerberatung@zbs-hannover.de 

 
Herr Helke 

 
�  9 90 40 48 

 Frau Sievers �  9 90 40 46 
 Frau Fröhling �  9 90 40 49 
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Zusätzliche Am-
bulante Hilfe Mie-
terbetreuung  

 
Schaumburgstr. 3  
30419 Hannover 

  
�  2 78 03 0 

�  2 78 03 19 
E Mail: schempp@swh-trio.de Herr Schempp �  2 78 03 10 
 Frau Fricke �  2 78 03 25 
  Frau Joachim �  2 78 03 17 
    
Tagestreffpunkt 
„DüK”  

Lavesstraße 72 
30159 Hannover 
 

Mo., Di., Do., Fr. 10-1530, 
Mi. 10 - 1300 Uhr 

�  3 63 25 38 
�  32 17 37 

E-Mail: duek-72@zbs-hannover.de Frau Caronia  
 Frau Sordon  
  Frau Wietschorke  
  Herr Foltin (ZDL)  
    Kontaktladen 
„Mecki”  

Raschplatz 8C 
30161 Hannover 
 

Mo. - Do. 8 - 11 Uhr, 
Fr. 8 – 12, Sa. 8 - 10 Uhr 

�  3 48 02 64  
�  3 88 84 54 

E-Mail: klmecki@zbs-hannover.de  Frau Horn �  9 90 40 17 
 Frau Neubacher 

Herr Teuber  
Frau Walter 
Frau Pleus 

(außerhalb der Öff-
nungszeiten) 

    Ökumenische  
Essenausgabe 

Goethestraße 33 
30169 Hannover 
 

Dezember bis März 
Mo. - Sa. 11 - 13 Uhr 

�  1 64 05 35 

E Mail: essenausgabe@zbs-hannover.de Herr Schroeder- Busch �  9 90 40 39 
�  9 90 40 36 

 
 
 
Flächenorientierte Ambulante Hilfe (FloH) 

Fachgruppenleitung: Frau Gencer  Tel.: 0511/9 90 40-35 

E-Mail: doris.gencer@zbs-hannover.de 

LK Celle 
Schuhstraße 4 
29221 Celle 

Mo,. Di. u. Do. 9.30-
13 Uhr 
Mi. u. Fr. 10-12 Uhr 

 
�  05141/25 66 0 
�  �  05141/21 46 07 

E-Mail: 
wohnungslosenhilfe.celle@zbs-hannover.de  

 
Frau v. Arnim 

 

 Frau Standke  
  Herr Rennpferdt  

 

LK Hameln 
Emmernstraße 17 
31785 Hameln 

Mo,. Di., Do., Fr. 
9-12.30 Uhr 
Mi. 10-12 Uhr 

�  05151/39 21 
�  �  05151/95 96 64 

E-Mail: 
wohnungslosenhilfe.hameln@zbs-hannover.de 

 
Frau Beel 

 

  Herr Fischer  
 

LK Hannover 
(in Neustadt) 

Wallgraben 13 
31535 Neustadt 

Mo,. Di., Do., Fr. 
9.30-13 Uhr 
Mi. 10-12.30 Uhr 

�  05032/24 59 
�  05032/34 36 
�  05032/89 43 31 

E-Mail: 
wohnungslosenhilfe.region.h@zbs-hannover.de 

 
Herr Dunker 

 

  Herr Passon  
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LK Hildesheim 
(u. Tagestreff) 

Kaiserstraße 2 
31134 Hildesheim 

Mo.-Fr.    9-12 Uhr 
u. 14-16 Uhr 

�  05121/13 37 25 
�  �  05121/14 68 6 

E-Mail: 
wohnungslosenhilfe.hildesheim@zbs-
hannover.de 

 
Frau Lohbreier 
Herr Göhl 

 

 
LK Holzminden Halbmondstraße 7 

37603 Holzminden 
Mo,. Di., Do., Fr. 
9.30-13 Uhr 
Mi. 10-12 Uhr 

�  05531/13 13 4 
�  05531/14 04 90 
�  05531/12 06 41 

E-Mail: 
wohnungslosenhilfe.holzminden@zbs-
hannover.de 

 
Herr Gleißner 
Frau Knoop 

 

 
LK Nienburg Fr.-Ludwig-Jahn-Str. 29 

31582 Nienburg/Weser 
Mo,. Di., Do., Fr. 9-13 
Uhr, Mi. 9-11 Uhr 

�  05021/66 77 6 
�  �  05021/31 43 

E-Mail: 
wohnungslosenhilfe.nienburg@zbs-hannover.de 

 
Frau Harmening 

 

  Herr Wedegärtner  
 
LK Schaumburg Krumme Straße 40 

31655 Stadthagen 
Mo,. Di., Do. 
8 - 14 Uhr, Mi. 8 – 13, 
Fr. 8 – 13 Uhr 

�  05721/91 84 5 
�  �  05721/82 59 2 

E-Mail: 
wohnungslosenhilfe.schaumburg@zbs-
hannover.de 

 
Frau v. Arnim 
Herr Schütte 
N.N 

 

 
 
Tagestreffpunkt 
Wunstorf 

Am Alten Markt 11 
31515 Wunstorf 

Mo,. Di., Do. 
9 - 15 Uhr, Mi 9 - 12 
Uhr, Fr. 9 - 13 Uhr 

�  05031/16 89 1 
�  �  05031/89 51 
 

E-Mail: 
 tagestreffpunkt.wunstorf@zbs-hannover.de 

 
Frau Kolle 

 

  Herr Ratzmann  
  Fr. Koch (Berufspr.)  

 
 
 
In Trägerschaft des Stadtkirchenverbandes: 
 
Sozialplanung, 
Koordination, 
Fachberatung 

Hagenstr. 36 
30161 Hannover 

 �  9 90 40 0 
�  9 90 40 36 

E-Mail: 
sozialplanung.addicks@zbs-hannover.de 

Leitung: 
Herr Addicks 

 
�  9 90 40 30 

 Frau Herrmann-Glöde �  9 90 40 34 
  Herr Ziegert �  9 90 40 37 

 


